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Ausstrahlung  S. 3
Ein Gebäude wirkt auf seine Umge-
bung ein. Erst recht, wenn es erstens 
so groß und zweitens so bedeutend 
ist wie ein Parlament. Wie hat der 
Landtagsbau seine Umwelt verän-
dert? Eine Podiumsdiskussion.

Verwendung   S. 4-11
Der Haushalt 2013 ist beschlossen. 
In zweiter und dritter Lesung be-
rieten die Abgeordneten über rund 
60 Milliarden Euro. Hier die Er-
örterung der Einzelpläne und der 
Schlagabtausch übers große Ganze.

Auswirkung    S. 13
Vier Fraktionen stimmen mit Ja, 
eine mit Enthaltung: Die Bedenken 
des Landtags gegen europäische 
Pläne zur Privatisierung der Trink-
wasserversorgung sind groß. Eine 
Debatte als Signal nach Brüssel.

Vernetzung   S. 20–21
Der Landtag pflegt seine weltweiten 
Kontakte. Als Aufgabe aller Abge-
ordneten wird diese Arbeit an Parla-
mentariergruppen übertragen: eine 
Übersicht über Themen, Ziele und 
Akteure in dieser Wahlperiode.

www.landtagintern.de
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Beziehungen zu thematisieren. Welche inhaltlichen Schwerpunkte die 
Gruppen in ihrer Arbeit setzen und wie die Kontakte im Detail aussehen, 
berichten die Vorsitzenden auf einer Doppelseite in dieser Ausgabe von 
Landtag Intern (Seiten 20/21).

Die Arbeit aller Gruppen eint, dass sie nicht von einer parteipoliti-
schen Auseinandersetzung ihrer Mitglieder geprägt sind, sondern von 
dem gemeinsamen Bestreben aller Abgeordneten, weitere Brücken zu 
schlagen. Zudem gilt es zu betonen: Über die sieben Parlamentarier-
gruppen hinaus pflegt der Landtag einen intensiven Austausch auch mit 
Repräsentantinnen und Repräsentanten vieler weiterer Staaten, die für 
Nordrhein-Westfalen ebenso wichtige und enge Partner sind. Dies zeigen 
Fachgespräche wie jüngst mit Vertreterinnen und Vertretern der großen 
japanischen Gemeinde in Nordrhein-Westfalen, und dies verdeutlichen 
auch die regelmäßigen Begegnungen von Abgeordneten mit hochrangi-
gen Diplomatinnen und Diplomaten im Landtag und im Land.

Symbolisch besonders eindrucksvoll lassen sich die internationalen 
parlamentarischen Freundschaften mit einem Blick in das Gästebuch des 
Landtags nachvollziehen. Die Einträge dort stammen von Gästen aus aller 
Welt. Und sie zeigen: Die weltumspannenden Kontakte des Landtags sind 
im wahrsten Sinne des Wortes „viel-seitig“. Sebastian Wuwer

Nordrhein-Westfalen ist ein Land der Vielfalt. Einen Beitrag hierzu leisten 
die internationalen Freundschaften, die das Zusammenleben der Men-
schen an Rhein, Ruhr und Lippe persönlich, kulturell und wirtschaftlich 
seit Jahren und Jahrzehnten bereichern.

Diese Vielfalt zu fördern, ist Aufgabe der Parlamentariergruppen des 
Landtags Nordrhein-Westfalen. In ihnen engagieren sich Abgeordnete 
aller fünf Fraktionen, um bestehende, historisch gewachsene Kontakte 
zu Parlamenten anderer Nationen zu stärken, neue Kontakte zu knüpfen 
und zugleich den Austausch über das Miteinander der Kulturen aus par-
lamentarischer Perspektive kontinuierlich zu begleiten.

Internationale Beziehungen

Insgesamt sieben Parlamentariergruppen hat der Landtag in der laufen-
den 16. Wahlperiode eingerichtet, um die Kontakte zur Türkei, zu den 
drei Benelux-Staaten, zu Frankreich, China, den Vereinigten Staaten von 
Amerika, zu Israel und Polen weiter zu stärken. Diese Gruppen bilden 
für die Abgeordneten einen Rahmen, um in regelmäßigen Sitzungen 
und Gesprächen aktuelle Aspekte und Perspektiven der internationalen 

Vielfalt fördern
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„Mit diesem Gebäude kann man Staat machen“
Zur Konzeption des Landtags und seiner städtebaulichen Einbindung
 
19. März 2013 – Großes Lob von allen Seiten für das Landtagsgebäude wie auch seine städtebauliche Ein-
bindung: Bei der Podiumsdiskussion „Der neue Landtag als Impuls für die Stadtentwicklung“ fanden alle 
Teilnehmer anerkennende Worte. Es sei eine Architektur für die Demokratie, eine Ausrichtung hin zu den 
Bürgerinnen und Bürgern.
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Plenum
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So lobte Landtagspräsidentin Carina Gödecke 
das auch nach 25 Jahren moderne, lichtdurch-
flutete Gebäude als „schönstes deutsches Parla-
ment“. Neben den prominenten Gästen, allen 
voran den Architekten und „geistigen Vater“ 
des Landtagsgebäudes, Prof. Fritz Eller, begrüß-
te Gödecke auch die Düsseldorfer Heimat- und 
Bürgervereine. Waren es doch die „Düsseldorfer 
Jonges“, die mit ihren Aktionen den Neubau 
des Landtags im alten Hafen mit durchgesetzt 
hätten.

„Demokratie braucht Sichtbares“, beton-
te der ehemalige Bauminister Prof. Christoph 
Zöpel. Er erinnerte an den langen Planungs-
zeitraum von neun Jahren, in denen sich zum 
Beispiel der Stand von Klima- und Kommunika-
tionstechnik verändert habe. Aber, so sein Fazit, 
das neue Haus der Volksvertretung sei kosten-, 
technik- und fortschrittsgerecht sowie auch de-
mokratiegerecht abgeschlossen worden. Durch 
die spätere Tieferlegung der den Landtag zu-
nächst noch umgebenden Rheinuferstraße, die 
Schaffung des Bürgerparks und den Ausbau des 
heutigen Medienhafens sei Düsseldorf wieder 
mit dem Rhein verbunden worden. Außerdem 
brauche Demokratie auch öffentlichen Raum.

„Ein Parlament ist mehr als nur ein Ver-
sammlungsort“, betonte Architekt Eller. Ein 
solches Gebäude müsse jede Besucherin und 
jeden Besucher auffordern, sich mit der geis-
tigen, ästhetischen und technischen Arbeit 
auseinanderzusetzen, die in ihm stecke. Es sei 
die „Idealvorstellung“ eines jeden Architekten, 
ein kreisrundes Gebäude mit einem zentralen 
kreisrunden Raum gestalten zu dürfen. Wenn 
aber schon der Plenarsaal rund sei, dann müsse 
dies auch für die Fraktions- und Ausschusssäle 
gelten, erläuterte Eller seine Grundüberlegung.  
Dieses Konzept habe er um eine große Bürger-
halle als neuem Element ergänzt, die sich zu 
seinem Erstaunen heute zum meistfrequen-

tierten Raum des Landtags entwickelt habe. 
Die Verwirklichung des Gebäudes sei durch 
eine äußerst sparsame Kostenvorgabe durch-
aus nicht einfach gewesen: „Wir wurden scharf 
geführt, wenn auch in liebevoller Mundart“, 
erinnerte sich Eller an die damalige Baukom-
mission des Landtags und die verschiedenen 
Landtagspräsidenten, die während der Bau-
phase amtierten.

Der Baukommission gehörte damals auch 
Heinz Hardt an, von 1970 bis 2005 Mitglied des 
Landtags. Er erläuterte, dass die geschilderten 
Ziele des Landtagsneubaus sowie der Stadtent-
wicklung zu Beginn der Überlegungen gar nicht 
im Fokus der Abgeordneten gestanden hätten. 
„Wir wollten einfach nur bessere Arbeitsbedin-
gungen“, so Hardt. Daher habe zunächst die 

Erweiterung des vom Landtag genutzten Stän-
dehauses im Mittelpunkt der Überlegungen 
gestanden. Nachdem ein solcher Umbau auch 
am Widerstand der Bevölkerung gescheitert sei, 
habe der Landtag erst andere Standorte in Er-
wägung gezogen. Nach „dornigen und kontro-
versen“ Diskussionen habe man sich im März 
1980 dann auf den nicht mehr genutzten alten 
Hafen als Standort des neuen Landtags geei-
nigt. Die 400 Mark pro Quadratmeter für das 
„Drecksloch Petroleumhafen“ habe zwar viele 
Abgeordnete geärgert, aber es sei die richtige 
Entscheidung gewesen: „Mit diesem Gebäude 
kann man Staat machen“, so Hardt.

Für einen 
Architekten 
gebe es keine 
schönere Bestäti-
gung, als dass sein Konzept gebaut und mit 
Leben erfüllt werde, hob der Präsident der Ar-
chitektenkammer NRW, Hartmut Miksch, her-
vor. Das Landtagsgebäude präsentierte sich als 
„transparenter Raum für transparente Demo-
kratie“, lobte er Ellers „genialen“ Entwurf. Der 
Plenarsaal sei ein Raum, der stolz mache, und 
die Hauptseite öffne sich hin zur Stadt, zu den 
Bürgerinnen und Bürgern. 

Die Stadt habe die Chance verstanden, die 
dieses Bauwerk ihr geboten habe, fügte Dr. Gre-
gor Bonin, Beigeordneter der Landeshauptstadt 
Düsseldorf hinzu. Und dann mit der Tieferle-

gung der Rheinuferstraße und dem der Anlage 
des Bürgerparks entsprechend städteplanerisch 
reagiert. Was jetzt noch fehle, sei die Verlegung 
des Parkhauses direkt vor dem Landtag, das ei-
nem völlig offenen Zugang zum angrenzenden 
Stadtviertel noch im Wege stehe. Aber das könne 
ja immer noch kommen, so Bonin nicht ohne ei-
nen Blick auf ein mögliches „Regierungsviertel“.

„Wir wollten eine Architektur, die Men-
schen zusammenbringt“, brachte Erasmus Eller, 
wie sein Vater Architekt und mit dem Land-
tagsgebäude verbunden, das Konzept „Landtag 
NRW“ auf den Punkt. Dieses ist, so die Beteilig-
ten der Podiumsdiskussion, gelungen.  cw

Landtagspräsidentin 
Carina Gödecke (SPD)

Bauminister a. D. 
Prof. Christoph Zöpel

 
Prof. Fritz Eller

Bitte klicken Sie hier, um zu den Dokumenten zu gelangen!
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Die rot-grüne „Schuldenpolitik“ lasse sich 
nicht mit Recht und Gesetz übereinbringen, 
konstatierte Karl-Josef Laumann (CDU) und verwies 
auf das jüngste Urteil zum Haushalt 2011: 

die politisch auf Kosten „ihrer Kinder“ gestalte. 
3,4 Milliarden Euro neue Schulden trotz deut-
lich höherer Steuereinnahmen: „Das ist die 
alte Verschuldungspolitik, die unser Land an 
die Grenzen der Handlungsfähigkeit gebracht 
hat“, warf Laumann der Regierung vor. Rot-
Grün habe über eine Milliarde Euro für Wahl-
geschenke „verplempert“. Nun tue Kraft so, 
als sei die Bereitschaft zum Schuldenmachen 
Kennzeichen einer sozialen Politik, kritisierte 
Laumann. Sie spiele Haushaltskonsolidierung 
gegen die Politik für Kinder und sozial Schwa-
che aus. Das sei „zutiefst ungerecht“. Auch der 
Ruf nach Berlin funktioniere nicht: „Ihr Elend 
haben Sie selber durch die Finanzierung Ihrer 
Wahlgeschenke angerichtet.“ Laumann for-
derte die Landesregierung zu unabdingbaren 
Strukturveränderungen auf. Sie müsse Lehren 
aus ihrem „finanzpolitischen Desaster“ hin zu 
einer verändernden Politik ziehen.

Das sei die Rede eines Vorsitzenden gewesen, 
der es sich in der Oppositionsrolle bequem 
gemacht habe, fand SPD-Fraktionschef Norbert 
Römer. Die Kennzahlen des rot-grünen Haus-
haltsentwurfs zeigten, dass sich die Koalition 
den Herausforderungen stelle: Es gebe Einspa-
rungen mit Augenmaß und zugleich würden 
wichtige, zielgerichtete Zukunftsinvestitionen 
vorgenommen.  „Der Etat kann sich sehen las-
sen“, so Römer. Er sei solide und ein Haushalt 
des Maßes und der Mitte. Für Rot-Grün gebe 
es bei den großen Kostenblöcken keine Tabus, 
betonte Römer und nannte die Personalausga-
ben, die rund 40 Prozent des Landeshaushalts 
ausmachten. Aber im Unterschied zur CDU 
gehe man nicht mit dem Rasenmäher vor, son-
dern übertrage sozial gestaffelt das Ergebnis 
der Tarifverhandlungen auf die Beamtinnen 
und Beamten des Landes. Das sei sozial aus-
gewogen und er, Römer, habe kein Problem 
damit, diese Lösung zu verantworten. Auf 

„Zum dritten Mal hat unser Verfassungsgericht 
Ihre Haushaltspolitik für verfassungswidrig 
erklärt.“ Der Fraktionsvorsitzende bezeichnete 
Ministerpräsidentin Kraft als „Rabenmutter“, 

Haushalt
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„Vorbeugend“ oder „verplempernd“?
Haushalt verabschiedet – Generaldebatte zeigt Gegensätze auf
 
20. März 2013 – In dritter Lesung hat der Landtag den Haushaltsentwurf der Landesregierung 
für das laufende Jahr verabschiedet. Während die rot-grünen Regierungsfraktionen mit „Ja“ 
stimmten, sprachen sich die Oppositionsfraktionen von CDU, FDP und PIRATEN geschlos-
sen gegen den vom Finanzministerium vorgelegten Gesetzentwurf aus. Hauptstreitpunkt: die 
Einhaltung der ab dem Jahr 2020 geltende Schuldenbremse. Während SPD und GRÜNE „vor-
beugende Investitionen“ verteidigten, hielten CDU und FDP genau dies für eine Politik auf 
Kosten der Kinder. Die PIRATEN forderten mehr Politik gemeinsam mit den Bürgerinnen und 
Bürgern.

Karl-Josef Laumann (CDU) Norbert Römer (SPD) Christian Lindner (FDP)

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp


großen Teil als „unseriös“: Diese forderten eine 
Wiedereinführung der Studiengebühren, ohne 
das hierfür notwendige Gesetz einzubringen, 
oder erwarteten Einnahmen aus einem Steu-
erabkommen mit der Schweiz, das es so nicht 
geben werde. Die CDU poche auf eine unein-
geschränkte Übernahme des Tarifvertrags im 
öffentlichen Dienst für die Beamtinnen und 
Beamten und wolle gleichzeitig Einsparungen 
im Personalbereich erzielen. Aber bei Schulen, 
Polizei, Justiz und Finanzen wollen sie nicht 
kürzen. „Voodoo ist seriöser als dieser Antrag“ 
meinte Priggen über den von der FDP vorge-
schlagenen „Entfesselungsimpuls“  und kriti-
sierte gleichzeitig: Mit ihren Überlegungen zur 
Energiewende, insbesondere zu den Einspeise-
vergütungen, mache Schwarz-Gelb im Bund 
wichtige Bereiche erneuerbarer Energien ka-
putt. Die Landesregierung dagegen setze ihre 
verlässliche Politik zur Senkung der Neuver-
schuldung und Stärkung der Kommunen fort. 
Insbesondere lobte Priggen, dass durch große 
Anstrengungen seit dem Jahr 2010 mittlerwei-
le 144.883 Plätze zur U3-Betreuung geschaffen 
worden seien.

Die Regierungskoalition solle den Anträgen der 
PIRATEN zustimmen: Dafür warb der Vorsit-
zende der PIRATEN-Fraktion, Dr. Joachim Paul. 
Drei Bereiche stellte er in den Mittelpunkt, um 
die Weichen zu stellen für Erneuerung und Wei-
terentwicklung von Demokratie, Infrastruktur 
und kostenfreiem Zugang zu Wissen. Bei den 
Kommunen solle Open Government ansetzen, 
um gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bür-
gern die Demokratie zu erneuern und die Kom-
munikation zwischen Verwaltung, Politik und 
Zivilgesellschaft zu stärken. Seine Fraktion be-
trachte Mobilität als Grundrecht. Darum müsse 
es einen zwar nicht kosten-, aber fahrschein-
losen öffentlichen Personennahverkehr geben. 
Weil digitale Medien und Lernmaterialien aus 

der Bildung nicht mehr wegzudenken seien, 
sollten die Mittel für die Bildungssuchmaschine 
des Landes aufgestockt werden. Bei den beiden 
anderen Vorhaben sollten Ideenwettbewerbe 
ausgelobt werden. Paul unterstrich, dass nur 
in einer stärkeren Verbindung zwischen tech-
nischen mit sozialen Innovationen, zwischen 
Technik und Kultur, ein solidarisches Gemein-
wesen  mit innerem Zusammenhalt zu schaffen 
sei. Mit Vermögensteuer, höherer Erbschafts-
steuer und echter Transaktionssteuer sollten die 
staatlichen Einnahmen erhöht werden.

„Wir stehen zu dem, was wir tun müssen, um 
eine verfassungskonforme Einhaltung der 
Schuldenbremse zu erzielen“, erklärte Minister-
präsidentin Hannelore Kraft (SPD). Gleichzeitig wer-
de ihre Regierung nicht auf Investitionen in 
Bildung, Kultur, Vorbeugung und Kommunen 
verzichten. Dies werde ergänzt durch Einnah-
meverbesserungen: über die Grunderwerbs-
steuer, aber auch die angestrebte Erhöhung von 
Vermögensteuer und Spitzensteuersatz. Eben-
so werde man auch nicht darauf verzichten, 
Schwarzgelder aufzudecken. Hier gehe es auch 
um Gerechtigkeit. Kraft zeigte sich zuversicht-
lich, die fallende Linie der Neuverschuldung 
auch in den kommenden Jahren fortsetzen zu 
können. Dazu gehöre, dass man bis zum Jah-
re 2017 eine Milliarde Euro an strukturellen, 
dauerhaften Ausgaben einsparen werde. Die 
aktuellen Streichvorschläge von CDU und FDP, 
die sich zwischen 560 und 900 Millionen Euro 
bewegten, bewertete die Regierungschefin in 
diesem Zusammenhang als „unsozial, unklar 
und unrealistisch“. Die Landesregierung halte 
es zum Beispiel für vertretbar, dass Apotheken 
für die PTA-Ausbildung jährlich jeweils 290 
Euro aufbrächten – und dass man den Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst so auf die 
Beamtinnen und Beamten übertrage, dass dies 
auch finanzierbar sei.  bra, cw, Jürgen Knepper

dem Weg zur Schuldenbremse werde man in 
dieser Wahlperiode eine Milliarde Euro ein-
sparen, erklärte der Abgeordnete und griff die 
Opposition mit den Worten an, Einsparungen 
werde man nicht durch die Verschiebung von 
Lasten auf andere erreichen, wie dies Schwarz-
Gelb seinerzeit bei einem „Raubzug“ durch die 
kommunalen Kassen getan habe. 

Die Regierung verschiebe alle Lasten auf zu-
künftige Generationen, kritisierte Christian 
Lindner (FDP): „Das sind auch Menschen, die 
auch ein Recht auf einen handlungsfähigen 
Staat haben.“ Er vermisse bei Rot-Grün jeg-
liches Signal in Richtung Schuldenbremse. 
Damit habe sich Kraft zur „finanzpolitischen 
Geisterfahrerin der Republik“ gemacht, so der 
FDP-Fraktionsvorsitzende. Trotz eines „histo-
risch beispiellos“ niedrigen Zinsniveaus, hoher 
Steuereinahmen und eines stabilen Arbeits-
marktes verteile die Regierung „planlos“ Geld 
und verspiele damit die Chance auf Konsoli-
dierung. „Wann, wenn nicht jetzt, soll der Staat 
denn mit dem Geld der Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler auskommen?“, urteilte Lindner.  
Anstatt in „Köpfe, Kinder und Kultur“ zu in-
vestieren, investiere Rot-Grün in Apparate: 
„Vom Personalabbau kann bei Ihnen keine 
Rede sein“, bemängelte der FDP-Politiker. Bei 
der Suche nach mehr Einnahmen setze das 
Kabinett Kraft auf Steuer-CDs und niedrige 
Zinsen – das sei keine Finanzpolitik, sondern 
Glücksspiel. Viel sinnvoller sei es, Handel, 
Handwerk und Mittelstand von Bürokratie zu 
„entfesseln“. Darüber hinaus warf auch Lind-
ner der Regierung vor: „Sie brechen nicht nur 
Wort, sondern notorisch auch die Verfassung.“

„Wir machen sie, während andere sich davor 
drücken“, so Reiner Priggen (GRÜNE) über die 
Finanzpolitik des Landes. Die Einsparvor-
schläge von CDU und FDP wertete er zum 

Haushalt
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Reiner Priggen (GRÜNE) Dr. Joachim Paul (PIRATEN) Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD)
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Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG)

Sie habe die Realität in den Kommunen noch 
nicht erkannt, warf André Kuper (CDU) der Lan-
desregierung vor. Mit ihrem Umverteilungs-
strudel ziehe sie jetzt auch die kreisangehörigen 
kleinen und mittleren Kommunen unter Was-
ser. Rot-Grün müsse die im GFG enthaltene 
Spaltung der kommunalen Familie stoppen 
und bei der schulischen Inklusion Ausgleichs-
zahlungen für diese sichern.

Die Kommunen seien unverschuldet in fi-
nanzielle Probleme geraten, verwies Hans-Willi 
Körfges (SPD) auf die zu tragenden Soziallasten. 
Er vermisse hier die Reaktion der schwarz-gel-
ben Bundesregierung. Die heutige NRW-Lan-
desregierung habe über Grunddatenanpassung 
und Flächenansatz mehr getan als notwendig 
und so auch auf Bundesebene für eine Milliar-
denentlastung gesorgt.

Sie habe den Soziallastenansatz überdreht 
und faktisch zu einem zweiten Hauptansatz 
gemacht, warf Kai Abruszat (FDP) der Landesre-
gierung vor. Der Flächenansatz werde falsch be-
rechnet und der Hauptansatz verfolge ein System 
der Einwohnerveredelung zulasten der ländlich 
strukturierten Regionen. Notwendig sei eine  
rasche Neuausrichtung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs.

Gezielt schürten sie Unfrieden, entgegnete 
Mario Krüger (GRÜNE) den Sprechern von CDU 
und FDP. Zur Verbesserung der Haushaltssi-
tuation der Kommunen müssten diese erstens 
sparen, zweitens müsse das Land helfen und 
drittens der Bund seiner Verantwortung gerecht 
werden. Genau hier gebe es Handlungsbedarf 
im Bereich Sozialer Lasten wie der Eingliede-
rungshilfe oder den Kosten für Unterkünfte.

„Landet eigentlich alles, was mit Finanzen 
von Rot-Grün zu tun hat, in Münster vor dem 
Landesverfassungsgericht?“, fragte Robert Stein 
(PIRATEN). Während es an Mitteln für die 
Kommunen fehle, würden Milliardenbeträ-
ge für die WestLB fällig. Immerhin habe diese 
Bank „verantwortungslos unfassbare Derivat-
geschäfte“ mit den Kommunen abgeschlossen, 
denen dieses Geld heute fehle.

Finanzminister Dr. Norbert Walter-Borjans (SPD). Die 
kommende Schuldenbremse verbiete nicht, in 
gute Straßen und gute Bildung zu investieren. 

Inneres und Kommunales

Die Kriminalitätslage in NRW habe sich im 
Ländervergleich drastisch verschlechtert, mein-
te Daniel Sieveke (CDU). Die Vorschläge seiner 
Fraktion, um den Polizeivollzugsdienst spürbar 
zu entlasten, seien abgelehnt worden.

Die Personalausgaben würden um 48 Mil-
lionen Euro steigen, erwiderte Thomas Stotko 
(SPD). Auch halte man an der Einstellung von 
1.400 Polizeianwärterinnen und -anwärtern fest 
und verfolge eine Strategie der Vorbeugung.

Rot-Grün läute den Abbau von 2.000 Stel-
len bei der schon unterbesetzten Polizei ein, 
hielt Marc Lürbke (FDP) dem entgegen. Gleich-
zeitig habe der Landesrechnungshof etwa beim 
Fuhrpark Unwirtschaftlichkeit festgestellt.

Aufgrund des steigenden Spardrucks in al-
len Einzelplänen werde auch in diesem Einzel-
plan die globale Minderausgabe verdoppelt, so 
Verena Schäffer (GRÜNE). Bei der Polizei erfolg-
ten aber mehr Einstellungen als Abgänge.

Man müsse dringend mehr für die Polizei 
tun, fordert Frank Herrmann (PIRATEN) und ver-
wies auf einen hohen Krankenstand. Notwen-
dig seien auch mehr Investitionen in Fanprojek-
te, um den Polizeieinsatz im Fußball zu senken.

CDU und FDP stellten sich in Sonntagsre-
den hinter die Polizei, fielen ihr aber bei Haus-
haltsberatungen in den Rücken, so Innenminister 
Ralf Jäger (SPD). Rot-Grün schließe bei Ausbil-
dung und Einstellung die schwarz-gelbe Lücke.

Schule und Weiterbildung

Die Landesregierung müsse sparen und trotz-
dem bildungspolitische Akzente setzen, forderte 
Petra Vogt (CDU). Fehlende Konzepte zeigten sich 
angesichts des durch sinkende Schülerzahlen 
hohen Lehrerstandes sowie bei der Inklusion.

Aufgrund der Veränderungen im Schul-
system und der Inklusion sei es notwendig, die 

Mit dem Stärkungspakt Stadtfinanzen gebe die 
Landesregierung den Kommunen eine nachhal-
tige Hilfe, um sich langfristig aus der Schulden-
falle zu befreien, erläuterte Innenminister Ralf Jäger 
(SPD). Mit dem GFG 2013 stelle sie die historisch 
höchste Finanzausgleichsmasse zur Verfügung. 
Zudem habe sie ein Gutachten zur Weiterent-
wicklung des GFG-Systems in Auftrag gegeben.

Allgemeine Finanzverwaltung

„Gute Politik kommt mit dem vorhandenen 
Geld aus“, kritisierte Dr. Marcus Optendrenk (CDU) 
die Landesregierung. In NRW sei genau das 
nicht der Fall. Nach den Vorstellungen von Rot-
Grün ließe sich ohne frisches Geld keine Politik 
machen, das Gegenteil sei aber richtig. 

Stefan Zimkeit (SPD) verteidigte eine Politik, 
die auch auf Einnahmeerhöhungen setze. Die 
Finanzierung des Haushalts müsse von Bür-
gerinnen und Bürgern mit großen Vermögen 
stärker getragen werden. Die Einsparvorschläge 
der CDU seien äußerst unsozial und unglaub-
würdig.

„Ihr bundesweiter Sonderweg in der Haus-
haltspolitik ist ein Fall für den Landesrech-
nungshof“, griff Ralf Witzel (FDP) den Finanzmi-
nister direkt an. Diese „Politik der vermeintlich 
guten Schulden“ müsse auf Wirtschaftlichkeit 
hin geprüft werden, das habe sie „bitter nötig“. 

Die CDU-Anträge zum Haushalt seien in der 
Mehrzahl substanzlos gewesen und hätten die 
Beratungen nicht vorangebracht, sagte Mehrdad  
Mostofizadeh (GRÜNE). Wenn die CDU ihre 
Sparvorschläge, gerade im Schulbereich, ernst 
meine, dann solle sie entsprechende Gesetzent-
würfe vorlegen.

„Neue Schulden, noch und nöcher, unser 
Haushalt hat nur Löcher“, kritisierte Robert Stein 
(PIRATEN) Rot-Grün für die aus seiner Sicht 
unsolide Haushaltspolitik. Bürgerbeteiligung 
in Kommunen müsse gestärkt werden. Auf 
diesem Weg gäbe es Einsparpotenziale in Mil-
lionenhöhe.

Rot-Grün habe einen „Haushaltsplan vor-
gelegt, der ein Baustein ist in einer Konsoli-
dierung, die von Nachhaltigkeit geprägt ist“, so 
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Zweite Lesung Haushalt 2013: Ein Dreiklang sorgt für Misstöne
 
27. / 28. Februar 2013 – Noch sieben Jahre bis zur Schuldenbremse: Das Jahr 2020 hat bei den diesjährigen Haushaltsberatungen bereits seine Schat-
ten vorausgeworfen. 60 Milliarden Euro umfasst der Landesetat für das laufende Jahr. Zu viel, kritisieren CDU sowie FDP und verlangen Kür-
zungen bei diversen Einzeletats. SPD und GRÜNE betonen hingegen, Konsolidierung bedeute nicht nur zu sparen, sondern auch mehr einzuneh-
men und die Effizienz zu steigern. Den PIRATEN fehlen Impulse zur zeitgemäßen Gestaltung des Zusammenlebens in der Informationsgesellschaft.
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NRW habe ein Viertel aller Studierenden in ganz 
Deutschland, betonte Dr. Ruth Seidl (GRÜNE). Die 
von der CDU vorgeschlagene Streichung von 
250 Millionen Euro sei nicht ernst zu nehmen 
genauso wie die von ihr beantragte Streichung 
der Mittel für die Gleichberechtigung.

Als intransparent kritisierte Dr. Joachim Paul  
(PIRATEN) den vorliegenden Einzelplan. Die 
Hochschulfinanzierung sei unzureichend und 
ineffizient. Mit Blick auf die Veröffentlichung 
wissenschaftlicher Arbeiten verwies Paul auf 
das zeit- und ortsunabhängige Internet.

Für die Ausweitung des Studienangebots 
stünden über eine Milliarde Euro zur Verfügung, 
so Wissenschaftsministerin Svenja Schulze (SPD). Außer-
dem habe die rot-grüne Landesregierung durch 
Anhebung des Haushaltsansatzes den Studen-
tenwerken ein großes Bauprogramm ermöglicht.

Arbeit und berufliche Weiterbildung

„Wir haben 84 konkrete Änderungsvorschlä-
ge zum Haushalt gemacht“, resümierte Matthias 
Kerkhoff (CDU). Rot-Grün habe alle Vorschläge, 
die rund eine Milliarde Euro Einsparpotenzial 
beinhalteten, abgelehnt.

Rainer Bischoff (SPD) unterstellte seinem Vorred-
ner, mit seinen Sparmaßnahmen eine „Kahl-
schlagpolitik“ einleiten zu wollen. Die CDU 
habe kürzen wollen, ohne abzuwägen, welche 
Maßnahmen notwendig seien. 

Die aktuelle Lage auf dem Arbeitsmarkt 
gebe Anlass zu vorsichtigem Optimismus, 
meinte Ulrich Alda (FDP). Allerdings müss-
ten die Rahmenbedingungen stimmen, 
damit die Wirtschaft nicht ausgebremst  
werde.

„Wir GRÜNEN stehen zu unserer landes-
politischen Verantwortung für erwerbslose 
Menschen“, unterstrich Martina Maaßen (GRÜ-
NE). Statt Kürzungen werde eine kontinuierli-
che, verlässliche Förderung angestrebt.

Rund 72 Millionen Euro des Landes für  
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen seien für 
ein Land von der Größe Nordrhein-West-
falens viel zu wenig, kritisierte Torsten Sommer 
(PIRATEN). Zudem fehlten Zukunftslösun-
gen.  

Rot-Grün wolle den Arbeitsmarkt aktiv gestal-
ten, sagte Arbeitsminister Guntram Schneider (SPD). 
Mit der Aktion „Faire Arbeit – fairer Wettbe-
werb“ sollten prekäre  Beschäftigungsverhält-
nisse eingedämmt werden.

Integration

Serap Güler (CDU) kritisierte die Schwerpunkt-
setzung in der Integrationspolitik der Landesre-
gierung und forderte die Streichung des Amtes 
der Integrationsstaatssekretärin.

Rot-Grün leiste eine vernünftige Integrati-
onspolitik, erklärte Bernhard von Grünberg (SPD). 
Sie werde sich auch verstärkt mit der europäi-
schen Einwanderung beschäftigen.

Dr. Joachim Stamp (FDP) erwartete mehr Im-
pulse für die Integrationsarbeit und bemängelte 
fehlendes Monitoring bei der Umsetzung der 
Integrationskonzepte in den Kommunen.

Endlich würden die schwächeren Kommu-
nen wieder mehr Geld erhalten und könnten 
ihre Integrationsbemühungen für Zuwandernde 
weiterentwickeln, lobte Jutta Velte (GRÜNE). 

Simone Brand (PIRATEN) forderte, Integrati-
onsmaßnahmen zu bündeln, um deren Wirk-

samkeit zu erhöhen. Die zukünftigen Flüchtlings-
ströme stellten eine große Herausforderung dar.

Bis Ende 2012 habe NRW 16 kommunale 
Integrationszentren eingerichtet, so Arbeitsminis-
ter Guntram Schneider (SPD). Bis Ende 2013 solle es 
solche Zentren landesweit geben.

Soziales

Rot-Grün fehlten bei der Bekämpfung der 
Armut Ideen und Konzepte, kritisierte Claudia  
Middendorf (CDU). Für Gebärdendolmetscher 
solle ein Sonderfonds eingerichtet werden.

„Eine sichere und auskömmliche Bezah-
lung sei das beste Mittel gegen Armut“, so  
Michael Scheffler (SPD). Daher warb er um Unter-
stützung für einen gesetzlichen Mindestlohn.

Bildung spiele in der Sozialpolitik eine 
Hauptrolle, so Ulrich Alda (FDP). Gezielte Förde-
rung sei die beste Grundlage, um später nicht 
auf Transferleistungen angewiesen zu sein.

Lehrkräfte im System zu belassen, betonte Rena-
te Hendricks (SPD). Eigentlich müsse NRW zehn 
Prozent seines Bruttoinlandsprodukts für Bil-
dung ausgeben.

Die Ausstattung für die sonderpädagogi-
sche Förderung halte bei diesem Tempo nicht 
mit, beklagte Yvonne Gebauer (FDP). Anscheinend 
wolle Rot-Grün die Finanzierung der Inklusion 
durch eine Schließungswelle von Förderschulen 
erreichen.

Die CDU wolle im Schulhaushalt 300 Mil-
lionen Euro, also rund 6.000 Lehrerstellen strei-
chen, warf Sigrid Beer (GRÜNE) der Fraktion vor. 
Rot-Grün habe seit 2010 bestehende Lücken 
repariert und bereits 1.148 Stellen für die Inklu-
sion geschaffen.

Jeder Euro für Bildung spare andere „Repa-
raturkosten“, betonte Monika Pieper (PIRATEN). 
Leider steige der Haushaltsentwurf lediglich um 
weniger als die Inflationsrate. Notwendig sei vor 
allem eine solide Finanzierung der Inklusion.

Die CDU habe den Schuletat als Steinbruch 
für Einsparungen entdeckt und sich im Grunde 
vom Schulkonsens verabschiedet, so Bildungsmi-
nisterin Sylvia Löhrmann (GRÜNE). Aber auch die 
Landesregierung habe in Einzelbereichen gespart.

Innovation, Wissenschaft  
und Forschung

Der Einzelplan Wissenschaft und Forschung 
weise mit 7,4 Milliarden Euro einen historischen 
Höchststand auf, lobte Dr. Stefan Berger (CDU). Al-
lerdings würden die gestrichenen Studiengebüh-
ren nicht vollständig ersetzt und der doppelte 
Abiturjahrgang sei nicht vorbereitet.

Einerseits beantrage die CDU, die 249 Mil-
lionen Euro für die Hochschulqualität sowie 10 
Millionen Euro Forschungsmittel zu streichen, 
andererseits beklage sie, die Hochschulen hätten 
zu wenig Geld, bemerkte Karl Schultheis (SPD). Nur 
die CDU sei noch für Studiengebühren.

Bereinigt um den unzureichenden Ersatz für 
die Studienbeiträge sowie um erhöhte Bundeszu-
weisungen gebe es kaum Haushaltssteigerungen, 
meinte Angela Freimuth (FDP). Die Hochschulen 
rechneten daher bei Rekordstudienzahlen mit 
einer Finanzierungslücke von 50 Millionen Euro.
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Alle Menschen bräuchten „eine Perspektive für 
ein selbstbestimmtes und erfülltes Leben in 
der Mitte unserer Gesellschaft“. Dies forderte  
Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE).

Die Zielsetzung im Einzelplan 11 sei falsch, 
meinte Olaf Wegner (PIRATEN). Allen Menschen, 
auch den Erwerbslosen, müsse eine Teilhabe am 
sozialen Leben ermöglicht werden.

Mit Blick auf die Teilhabe aller Menschen 
bekräftigte Arbeitsminister Guntram Schneider (SPD): 
Die Schaffung einer inklusiven Gesellschaft ste-
he im Fokus der kommenden Jahre.

Justizministerium

Die Landesregierung wolle nicht sparen, so Jens 
Kamieth (CDU). Da für Therapiearbeiten freier 
Träger keine Wirksamkeits- und Wirtschaftlich-
keitsanalysen vorlägen, könne man hier rund 
zwei Millionen Euro streichen.

Gerade bei Sexualstraftätern sei die Rück-
fallquote besonders hoch. Daher sei die Thera-
piearbeit freier Träger hier besonders wichtig, 
lehnte Sven Wolf (SPD) die Streichvorschläge sei-
nes Vorredners ab.

Die Gelder aus dem Justizhaushalt wür-
den zum Teil nicht abgerufen und stattdessen 
für andere Projekte verwandt, meinte Dirk Wedel 
(FDP). Ebenso kritisierte er Gesetzeslücken und 
Personalmängel an Gerichten.

„Machen Sie sich gerade zum Anwalt der 
Wirtschaftskriminellen?“, wollte Dagmar Hanses 
(GRÜNE) von ihrem Vorredner wissen. Außer-
dem verteidigte sie eine qualifizierte Täterarbeit 
als besten Opferschutz.

Bei Jugendarrestvollzug, Vormundschaft 
und Betreuung sah Dietmar Schulz (PIRATEN) 
erhöhten finanziellen Bedarf. Das Land müsse 
etwas auf der Einnahmeseite tun, zum Beispiel 
über den Ankauf von Steuer-CDs.

Rot-Grün habe seit 2010 im Vollzug 
288 Stellen geschaffen, jetzt kämen noch mal 39 
hinzu, erklärt Justizminister Thomas Kutschaty (SPD). 
Die Streichvorschläge der CDU würden aber 
am Ende mehr Geld kosten.

Gesundheit, Pflege  
und Alter

Dem Apotheker werde sein Studium vom Staat 
finanziert, der pharmazeutisch-technischen As-

NRW könne sich die Arbeitslosigkeit und 
Nichterwerbstätigkeit von Frauen nicht leis-
ten, betonte Emanzipationsministerin Barbara Steffens 
(GRÜNE). Deswegen seien die Kompetenzzen-
tren so wichtig.

Ministerpräsidentin und Staatskanzlei

Gregor Golland (CDU) kritisierte die Streichung 
der Mittel für Mehrlingsgeburten als unsozial 
und fragte die Ministerpräsidentin, ob sie die-
se Sparmaßnahme wirklich für gut und gerecht 
halte. Statt Anerkennung sende Rot-Grün ein 
Signal der sozialen Kälte.

Dieser Etat sei „ein Beispiel solider Haus-
haltspolitik“, so Elisabeth Müller-Witt (SPD). Die 
nun gestrichenen Gelder für Mehrlingsgebur-
ten hätten einkommensschwache Familien gar 
nicht entlastet, da sie auf die Transfereinkom-
men angerechnet worden seien.

Die Konzeption der Tatkraft-Tour hätte 
überarbeitet werden müssen, forderte Angela  
Freimuth (FDP). Eine solche parteipolitische 
Konzeptionsreihe dürfe nicht einfach unter 
gleichem Titel als Öffentlichkeitsmaßnahme 
der Regierung fortgesetzt werden.

Die Kosten rund um die als solche kos-
tenlose Tatkraft-Tour der Ministerpräsidentin 
seien deutlich niedriger als ähnliche Aufwen-
dungen der Vorgängerregierung, meinte Mehrdad  
Mostofizadeh (GRÜNE) und lobte ausdrücklich 
die Einsparbemühungen im Einzelplan.

Michele Marsching (PIRATEN) bezeichnete 
das bislang bei  Mehrlingsgeburten ausgezahl-
te Geld als „unsozial“. Betroffen seien am häu-
figsten Eltern nach einer künstlichen Befruch-
tung. Solche Menschen hätten genug Geld und 
bräuchten keine Zusatzhilfe. 

Der Etat der Ministerpräsidentin leiste den 
geforderten anteiligen Sparbetrag, unterstrich 
Dr. Angelica Schwall-Düren, Ministerin für Bundesangele-
genheiten, Europa und Medien (SPD). Sie verteidigte 
die Tatkraft-Tage als „Praxistest“ für das Regie-
rungshandeln.

Landesplanung 

Die angekündigte Novelle des Landesentwick-
lungsplans liege immer noch nicht vor, kriti-
sierte Dr. Günther Bergmann (CDU). Rot-Grün fehl-
ten Perspektiven in der Landesplanung.

sistentin nicht, kritisierte Oskar Burkert (CDU). 
Außerdem wachse die Versorgungslücke in der 
ärztlichen Versorgung.

Nordrhein-Westfalen stehe bei der Ausbil-
dung nichtärztlicher Heilberufe bundesweit an 
führender Position, erwiderte Angela Lück (SPD). 
Hier müsse man aber entweder alle oder keinen 
finanzieren. 

Zur Beratung gebe es in NRW genügend 
Stellen der Ärzte, Krankenkassen, Verbraucher-
beratung und Ähnlichem. Eine zusätzliche Pati-
entenbeauftragte sei daher kostspielige Symbol-
politik, so Susanne Schneider (FDP).

Von einem Paradigmenwechsel sprach Arif 
Ünal (GRÜNE): Der Haushalt wolle die Gesund-
heitsvorbeugung sowie die Aids- und Drogen-
hilfe stärken. Auch gehe es um neue Wohn- und 
Pflegeformen in der Altenbetreuung.

Im Pflegebereich komme von der Landes-
regierung nur Ratlosigkeit, so Lukas Lamla (PI-
RATEN). Falsch sei es auch, die Ausbildungs-
förderung der pharmazeutisch-technischen 
Assistenzen streichen zu wollen.

Die Apotheken sollten für diese Aufgabe zu-
künftig 24 Euro im Monat übernehmen, schlug 
Gesundheitsministerin Barbara Steffens (GRÜNE) vor. 
Und bei der Pflege gebe es Vieles, für das der 
Bund zuständig sei.

Emanzipation

Auch bei der Emanzipation dürfe NRW nur tun, 
was es auch bezahlen könne, betonte Regina van 
Dinther (CDU). So sei die Neukonzipierung der 
Kompetenzzentren „Frau und Beruf“ verzichtbar.

Dies würde die Zentren allerdings wieder 
komplett infrage stellen, kritisierte Gerda Kieninger 
(SPD). Insgesamt sei Gleichstellungspolitik für 
die CDU offenbar kein wirkliches Thema.

„Effektives Sparen sieht anders aus“, beklag-
te Susanne Schneider (FDP). Rot-Grün setze kon-
zeptlos falsche Prioritäten und produziere eine 
geschlechterungerechte Zwei-Klassen-Medizin.

Der Emanzipationshaushalt sei kein Spar-
schwein, so Josefine Paul (GRÜNE). Augenmaß 
und Verantwortung seien gefragt. Soziale Ge-
rechtigkeit gehe für Rot-Grün vor „neoliberaler 
Effizienz“.

15,6 Millionen Euro sehe der Haushalt für 
Schutz und Hilfe weiblicher Gewaltopfer vor, 
konstatierte Marc Olejak (PIRATEN): „Dieses Geld 
ist nötig, aber ich finde es sehr erschreckend.“

Haushalt
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forderte Nicolaus Kern (PIRATEN). NRW müsse 
hier den richtigen Kurs setzen und voranschrei-
ten. Für eine konkrete Umsetzung habe Rot-
Grün in den letzten Monaten nichts getan.

Die Landesregierung trage dafür Sorge, dass 
Europa nicht nur transparenter, sondern demo-
kratischer und sozialer werde, so Europaministerin 
Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD). Die Eine-Welt-
Politik sei ein Markenzeichen NRWs und setzte 
wichtige Akzente.

Medien

Die CDU werde darauf achten, ob die Landes-
regierung Veränderungen in der Medienland-
schaft nutze, um die Unabhängigkeit der Medi-
en zu gefährden, erklärte Prof. Dr. Thomas Sternberg.

Die Sicherung der Vielfalt, die Vermittlung 
von Medienkompetenz und die Stärkung des 
Medienstandorts NRW seien die Ziele der rot-
grünen Medienpolitik, so Alexander Vogt (SPD).

„Es scheint ein Stil offenbar zu werden, der 
Entwicklungen in den Medien vor allem von 
der Gnade von Funktionären und Seilschaften 
abhängig machen will“, so Thomas Nückel (FDP).

Es sei positiv, über Meinungsvielfalt und 
Teilhabe in einer medial bestimmten Gesell-
schaft nachzudenken, entgegnete Oliver Keymis 
(GRÜNE). Dies gelte auch für staatliche Stif-
tungen.

In der digitalen Medienwirtschaft entstün-
den Produkte, die fast schon täglich die Art ver-
änderten, wie Menschen lebten, arbeiteten und 
kommunizierten, so Daniel Schwerd (PIRATEN).

Teilhabe erfordere einen selbstbestimmten 
Umgang mit Medien. Deshalb wolle die Lan-
desregierung die Medienkompetenz stärken, so 
Medienministerin Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD).

Wirtschaft, Industrie,  
Mittelstand und Handwerk

Die Landesregierung behindere mit wettbe-
werbsverzerrenden Abgaben sowie mit Kli-
maschutz-, Tariftreue-, Nichtraucher- und La-
denschlussgesetz wirtschaftliches Wachstum, 
kritisierte Hendrick Wüst (CDU). Der Wirtschafts-
minister müsse sich endlich durchsetzen.

Die Zahl sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigungsverhältnisse sei im letzten Jahr 
um ein Prozent gestiegen, so Dietmar Bell (SPD). 
Industrie und produzierendes Gewerbe entwi-
ckelten sich besser als im Bund. Dies sei ein Sig-
nal für wirtschaftliche Stärke.

Bruttoinlandsprodukt und Exportquote 
stagnierten, NRW verliere an wirtschaftlicher 
Bedeutung, widersprach Ralph Bombis (FDP). Der 
rot-grüne Wirtschaftsminister dürfe nicht nur 
rhetorisch wirken, er müsse auch Regulierun-
gen zulasten der Wirtschaft verhindern.

Was sei konservativ daran, Menschen ei-
nen Mindestlohn zu verweigern oder beim 
Ladenschluss den Sonntagsschutz zu schlei-
fen, fragte Daniela Schneckenburger (GRÜNE) in 
Richtung CDU. Rot-Grün hingegen fördere 
Arbeitsplätze in kleinen und mittleren Unter-
nehmen.

Aufgrund fehlender Einschnitte und rich-
tungsweisender Schwerpunktsetzung skizzierte 
Daniel Schwerd (PIRATEN) den Wirtschaftshaus-
halt als „mutlos“. Richtig wären eine verstärkte 
Förderung der Verkehrs- und Informationsin- 
frastruktur sowie der Kreativwirtschaft.

Es gehe nicht darum, mit Geld und großen 
Gesetzen, sondern unter Zusammenarbeit aller 
eine Idee für die Zukunft zu entwickeln, erläu-
terte Wirtschaftsminister Garrelt Duin (SPD): „Ich will 
kein Papier produzieren, sondern ich suche den 
direkten Austausch.“

Energie

Rund 358 Millionen der 366 Millionen Euro in 
diesem Einzelplan entfielen auf Kohlehilfen, er-
klärte Thomas Kufen (CDU). Notwendig sei aber 
jetzt ein klares energiepolitisches Konzept der 
Landesregierung.

Der „energiepolitische Zickzackkurs“ der 
CDU/FDP-Bundesregierung schaffe Probleme 
für konventionelle wie erneuerbare Energieträ-
ger, meinte Thomas Eiskirch (SPD). Notwendig sei 
ein nationaler Masterplan.

Eine Priorisierung der Energiewende sowie 
eine Befürwortung der Senkung der Stromsteu-
er forderte Dietmar Brockes (FDP) von Rot-Grün. 
Der Lackmus-Test komme bei der Frage nach 
Kraftwerksstandorten in NRW.

Zukunftschancen eröffnen, Interessen ausglei-
chen und Betroffene beteiligen, das sei der Weg 
zu einer nachhaltigen Landesentwicklung, ent-
gegnete Rainer Christian Thiel (SPD).

„Eine Landesplanung kann nur so gut sein 
wie ihre Zielvorstellung“, betonte Holger Ellerbrock 
(FDP). Er forderte Rot-Grün auf, ihre Ziele ein-
deutig festzulegen und zu erklären. 

Herbert Franz Goldmann (GRÜNE) erklärte, 
dass eine nachhaltige Entwicklung des Landes 
nur durch verbindlich und konkret formulierte 
Grundsätze und Ziele sicherzustellen sei.

Michele Marsching (PIRATEN) forderte alle 
Fraktionen auf, konstruktiv an der Erstellung 
des Landesentwicklungsplans mitzuarbeiten, 
um ihn auf ein solides Fundament zu stellen.

Ein einheitlicher Landesentwicklungsplan 
solle Planungen rechtssicherer und übersicht-
licher machen, kündigte Dr. Angelica Schwall-Düren, 
Ministerin für Bundesangelegenheiten (SPD), an.

Europa und Eine Welt 

Werner Jostmeier (CDU) kritisierte die Kürzung 
von Geldern für konkrete Hilfsprojekte in Part-
nerregionen als verantwortungslos. Die EU-
Gelder zur Strukturförderung sollten auch in 
Ostwestfalen eingesetzt werden, falls dort Bun-
deswehrstandorte wegfielen.

Seit dem Regierungswechsel 2010 mache 
NRW endlich wieder Europapolitik und nutze 
seinen Sachverstand in europäischen Fragen, 
so Markus Töns (SPD). NRW werde seiner Bedeu-
tung  und den wachsenden Aufgaben in Europa 
gerecht und sei auf dem richtigen Weg.

Die Ansätze zur Verbesserung der Euro-
pafähigkeit NRWs seien gut und sollten beibe-
halten werden, lobte Holger Ellerbrock (FDP). Auch 
die Kürzungen bei Auslandsprojekten seien in 
Ordnung und könnten sogar zu mehr Effizienz 
führen, unterstrich Ellerbrock.

Der Europa-Haushalt setze die richtigen 
Schwerpunkte und stelle eine stabile Finanz-
struktur zur Verfügung, betonte Andrea Asch 
(GRÜNE). Gerade die Kommunen müssten in 
ihren Europaaktivitäten gestärkt werden, um 
mehr an Entscheidungen beteiligt zu werden.

„Europa muss in den Regionen nah am 
Bürger und direktdemokratisch stattfinden“, 

Haushalt
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CDU und FDP wollten die Energiewende eigent-
lich gar nicht, vermutete Wibke Brems (GRÜNE).  
Die in diesem Einzelplan vorgesehenen Mittel 
dienten zur Absicherung der „Ewigkeitslasten“ 
von Stein- und Braunkohle.

„Wir wollen eine dezentrale Energiever-
sorgung mit erneuerbaren Energien“, skizzierte 

Hanns-Jörg Rohwedder die Ziele der PIRATEN. Sub-
ventionen von fossilen und nuklearen Energien 
müssten offengelegt werden.

Erneuerbare müssten in die Systemverant-
wortung überführt werden, erläuterte Wirtschafts-
minister Garrelt Duin (SPD). Auch müssten der 
Netzausbau beschleunigt und Speichertechno-
logien vorangebracht werden. 

Familie, Kinder und Jugend

„Der beitragsfreie Kindergarten ist sozialpoli-
tisch der falsche Weg“, kritisierte Ursula Doppmeier 
(CDU). Auch fehle ein konkreter Plan für die 
U3-Betreuung. Zudem forderte sie zehn Millio-
nen Euro für die Umsetzung der Ergebnisse des 
Runden Tisches „Sexueller Missbrauch“.  

Der Haushalt schreibe eine gute Kinder- 
und Jugendpolitik fort, entgegnete Wolfgang Jörg 
(SPD). Tatsächlich entlaste das beitragsfreie 
Kita-Jahr vor allem Geringverdiener und sei 
damit ein „sozialer Akt“. Zur U3-Betreuung 
sagte er: „Wir werden den Rechtsanspruch 
umsetzen.“

Seine Fraktion werde den Haushaltplan 
ablehnen, so Marcel Hafke (FDP). Er versäume es, 
entscheidende Weichen für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf sowie insgesamt eine 
unbürokratische Familienpolitik zu stellen. 
Wichtige Fragen auch bei der U3-Betreuung 
blieben ungeklärt.

Bei allen notwendigen Einsparungen set-
ze Rot-Grün Schwerpunkte, lobte Andrea Asch 
(GRÜNE). Einer seien die Familien, Kinder und 
Jugendlichen im Land: „Das ist zukunftsorien-
tierte Investition und Politik.“ CDU und FDP 
warf sie mangelnde Orientierung und Sach-
kenntnis vor.   

Bildung müsse ab dem ersten Kita-Jahr 
kostenfrei sein, befand Daniel Düngel (PIRATEN). 
Zudem forderte er die Regierung auf, dazu zu 

(CDU) hinsichtlich des angekündigten Sport-
pakts. Rot-Grün breche allzu oft Versprechen. 

„Der Pakt für den Sport wird bald umge-
setzt werden“, reagierte Rainer Bischoff (SPD). 
Insgesamt lobte er den Etat für seine Konti-
nuität und Ausgewogenheit: NRW sei auf dem 
richtigen Weg.

NRW sei das Sportland Nummer eins, betonte 
Marc Lürbke (FDP). Dass Rot-Grün die Zuschüsse 
an den Landessportbund kürze, bezeichnete er 
als „übles Foul“ und „Angriff“ gegen den Sport-
pakt.

Die FDP kritisiere Kürzungen und zugleich 
fehlendes Sparen: Das sei „schizophren“, so 
Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE). Zudem gehe das 
Sportland NRW von einer Million Euro weni-
ger nicht unter. 

Lukas Lamla (PIRATEN) bewertete die Sport-
förderung als zu knapp bemessen. Zudem for-
derte er, nicht nur Verbände, sondern auch offe-
ne kommunale Sport- und Bewegungsangebote 
zu unterstützen.

Wenn es nach der CDU ginge, wären die 
Kürzungen doppelt so hoch ausgefallen, be-
merkte Sportministerin Ute Schäfer (SPD). Beim 
Sportpakt kündigte sie einen Abschluss bis 
zum Sommer an.

Umwelt und Naturschutz,  
Verbraucherschutz, Landwirtschaft

Das Umweltministerium erhalte den höchsten 
Zuwachs an Mitteln und Personal. Aus Sicht 
von Rainer Deppe (CDU) bringe dies aufgrund 
fehlender Schwerpunktsetzung aber nicht mehr 
Umweltschutz. Außerdem zeuge die Informati-
onspolitik beim Fracking-Versuchsloch, beim 
Prognos-Gutachten sowie bei Schadstoffen im 
Trinkwasser an der Ruhr nicht von Transpa-
renz. Stattdessen werde der strukturfeindliche 
Klimaschutzplan verteidigt.

Manfred Krick (SPD) sah dagegen ein verbes-
sertes Zusammengehen von Ökologie und Öko-
nomie. Dies werde auch durch die zusätzlichen 
Stellen in der Umweltverwaltung abgesichert. 
Kürzungsanträge der CDU bedeuteten dagegen 
letztlich unter anderem die Einstellung des Lan-
desbetriebes Wald und Holz. Auf der anderen 

stehen, den faktischen Bedarf an U3-Plätzen ab 
August nicht decken zu können. In diesem Zu-
sammenhang schlug Düngel erneut einen U3-
Fonds vor.  

Der U3-Rechtsanspruch richte sich an die 
Kommunen, stellte Familienministerin Ute Schäfer 
(SPD) klar und betonte: Beim U3-Ausbau un-

terstütze das Land diese „mit jedem Cent“ – 
und natürlich gehe es nach dem Sommer wei-
ter. Schwarz-Gelb hingegen habe keine Vorsorge 
getroffen.  

Kultur

Die Kürzung des Kulturetats sei ein „fatales Si-
gnal“, befand Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU). Zu-
dem habe Rot-Grün immer noch nicht das ver-
sprochene Fördergesetz auf den Weg gebracht.

Mehr zu verteilen, sei immer schöner, so 
Andreas Bialas (SPD). Ihm passten auch nicht alle 
Kürzungen im Kulturetat: „Aber ich begrüße 
den grundsätzlichen Sparwillen dieser Regie-
rung.“

„Die Kulturpolitik der Landesregierung ist 
ein Drama“, kritisierte Ingola Schmitz (FDP). Sie 
befürchte, dass wegen der Landeskürzungen 
nun auch die Kommunen ihr Engagement zu-
rückführen könnten.

Man werde noch über einige Abänderungen 
sprechen, so Oliver Keymis (GRÜNE). Gleichzeitig 
warf er der Opposition vor: „Ihr Beitrag war bis 
auf das pauschale Opponieren relativ gering.“ 

Auch Frank Herrmann (PIRATEN) wandte sich 
gegen Kürzungen. Zudem forderte er Rot-Grün 
auf, Hackerspaces, also öffentlich zugängliche 
Hobby- und Begegnungsräume, landesweit zu 
fördern. 

Die Kürzungen seien „schmerzhaft“ aber 
„maßvoll“, meinte Kulturministerin Ute Schäfer 
(SPD). Zudem liege der Kulturetat über dem 
von 2010. Einen „Kahlschlag“ werde es mit Rot-
Grün nicht geben.

Sport

„Ich fordere Sie auf, Ihre Versprechen in Sa-
chen ‚Sport‘ einzuhalten“, mahnte  Holger Müller 
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würden aufgrund bürokratischer Hemmnisse 
immer weniger Windkraftanlagen gebaut.

Rot-Grün fördere mit Beratungsangebo-
ten in Sachen erneuerbarer Energien, Kraft-
Wärme-Kopplung und Energieeinsparung ver-
schiedene Bausteine zum Klimaschutz, so Norbert 
Meesters (SPD).

Eine fehlende produktbezogene CO
2
-Bilanzierung 

kritisierte Henning Höne (FDP) beim rot-grünen Kli-
maschutzgesetz. Notwendig sei eine bundesweite 
Abstimmung bei der Energiewende.

Rot-Grün sehe die notwendigen Ausgaben 
als Chance, als Wertschöpfung vor Ort, verteidig-
te Wibke Brems (GRÜNE) vor allem die Maßnah-
men der Landesregierung für die Kommunen.

Die Frage sei nicht, was die Energiewende 
koste; die Frage sei, was es koste, wenn sie nicht 
umgesetzt werde, forderte Hanns-Jörg Rohwedder 
(PIRATEN) weitergehende Maßnahmen.

Kein anderes Bundesland sei so systema-
tisch den Bereich „Klimaschutz und Energie-
wende“ angegangen wie NRW, sah sich Klima-
schutzminister Johannes Remmel (GRÜNE) bestätigt.

Bauen und Wohnen

Im Bereich Bauen und Wohnen setze die Landes-
regierung die falschen Schwerpunkte, kritisierte 
Wilhelm Hausmann (CDU): „Sie sparen bei Investiti-
onen und nicht bei den Konsumausgaben.“  

Andreas Becker (SPD) sprach von einem 
„guten“ Haushalt mit der Schuldenbremse im 
Blick: „Weniger und anders“, so der Leitsatz. 
Dies bedeute auch „neuen Schwung“ im sozia-
len Wohnungsbau.

Der vorliegende Einzelplan sei die „Spar-
dose des Landes“, bemängelte Holger Ellerbrock 
(FDP). Sparen sei zwar grundsätzlich richtig, 
doch verfolge Rot-Grün dies mit den falschen 
Prioritäten. 

Lob für den Haushalt kam von Daniela Schne-
ckenburger (GRÜNE). Während Schwarz-Gelb 
falsche Weichen gestellt habe, wollten GRÜNE 
und SPD die Wohnungsbauförderpolitik nun 
neu ausrichten. 

Wohnungs- sei auch Sozialpolitik, erinnerte 
Oliver Bayer (PIRATEN). Er kritisierte die Auf-
spaltung in Wohlstandswohngebiete und „ver-

Seite lasse die Landesregierung die Kommunen 
auch beim Hochwasserschutz nicht im Stich 
und erhöhe hier die Mittel.

Für Karlheinz Busen (FDP) sind „Lebensmit-
telskandale, ideologische Verbohrtheit bei der 
Jagd, beim Forstgesetz und beim unsäglichen 
Verbandsklagerecht für militante Tierrechtler 

und Naturschutzverbände“ die tägliche Realität 
rot-grünen Regierungshandelns. Statt Landwir-
te überparteilich zu unterstützen und zu beglei-
ten, verunsichere der Minister Tausende von 
ihnen. Sie fühlten sich durch „Öko-Parolen“ 
existenziell gefährdet.

Umwelt, Wirtschaft und Sozialpolitik gehör-
ten im nachhaltigen Sinne zusammen, betonte 
Hans Christian Markert (GRÜNE). Bei der Haushalts-
konsolidierung dürfe man nicht Instrumente 
und Ziele verwechseln. Daher müsse Sparen 
kombiniert werden mit Einnahmeerhöhungen 
und Effizienzsteigerungen. Im Lebensmittelbe-
reich solle es zukünftig verstärkt Kontrollen ge-
ben, daher rufe auch die Bundesministerin nach 
mehr Landespersonal.

Es gebe Widerstand gegen eine Landwirt-
schafts- und Umweltpolitik, die der Industrie 
wohlwollend das Tablett reiche und Verbrauche-
rinnen bzw. Verbraucher ans Ende stelle, meinte 
Simone Brand (PIRATEN). Die Produktions- und 
Lieferantenketten bei Nahrungsmitteln müss-
ten nachvollziehbar gestaltet und ebenso auch 
die Lebensmittelkontrollen ausgeweitet werden. 
Man dürfe keine Anreize geben, immer mehr 
Tiere möglichst kosteneffizient „hochzumästen“.

Rund 45 Prozent der Tier- und Pflanzen-
arten in NRW seien vom Aussterben bedroht, 
mahnte Umweltminister Johannes Remmel (GRÜNE). 
Notwendig seien Antworten auf Fragen bei Na-
turschutz, Biodiversität, möglichen Gesundheits-
gefahren für Verbraucherinnen und Verbraucher 
sowie beim Ressourceneinsatz. Hier hätten CDU 
und FDP keine Konzepte. Die neuen Stellen wür-
den im Übrigen voll über entsprechende Gebüh-
reneinnahmen finanziert.

Klimaschutz

Die Energiewende komme in NRW nicht voran, 
konstatierte Rainer Deppe (CDU). Zum Beispiel 

wahrloste Quartiere“. Hier müsse der Haushalt 
nachlegen.

Politik sei dem Recht auf bezahlbares Woh-
nen verpflichtet, betonte Bauminister Michael Gro-
schek (SPD): „Dem folgt auch unser Wohnungs-
bauprogramm.“ Vorhandenes Geld sei gezielt 
einzusetzen.

Stadtentwicklung und Verkehr

Bauen und Verkehr spiele für Rot-Grün wohl 
keine Rolle, meinte Bernhard Schemmer (CDU). 
Hierauf entfalle ein Drittel der Gesamteinspa-
rung. Er forderte: „Weniger konsumieren, mehr 
investieren!“

„Es ist die Kunst gefragt, mit weniger Mit-
teln mehr zu bewirken“, betonte Reiner Breuer 
(SPD) angesichts der Schuldenbremse. Die Re-
gierung setze klare Prioritäten: Erhalt gehe vor 
Neubau.

Holger Ellerbrock (FDP) sprach von einer 
„Falschdeklaration“. Rot-Grün erwecke den 
Eindruck, Kürzungen beim Straßenneubau in 
den Erhalt zu stecken. Dies stimme aber nur zu 
einem Bruchteil.

Der Haushalt biete die Chance für eine 
„Verkehrswende“, so Rolf Beu (GRÜNE): über-
flüssige Wege vermeiden sowie mehr umwelt-
freundliche Verkehrsmittel und effizientere 
Technologien nutzen.

„Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur 
sind Investitionen in die Zukunft“, betonte Oliver 
Bayer (PIRATEN). Sparen sei hier fehl am Platz. 
Bayer forderte einen fahrscheinlosen ÖPNV.

Beim Prinzip „Erhalt vor Neubau“ habe 
Berlin NRW fast schon überholt, merkte Ver-
kehrsminister Michael Groschek (SPD) an. Das Ziel 
sei eine sozial- und umweltverträgliche Mobi-
lität.  bra, cw, zei

Eckdaten zum Haushalt
Der Haushaltsplan des Landes Nordrhein-Westfalen be-
trägt für das Haushaltsjahr 2013 in Einnahmen und Aus-
gaben rund 60 Milliarden Euro. Die Steuereinnahmen 
werden mit 44,8 Milliarden Euro angesetzt. Die Netto-
neuverschuldung soll laut Haushaltsplan 3,5 Milliarden 
Euro betragen. 
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„Die Hauseigentümer werden gegenüber der Re-
gelung, die bis zum heutigen Tage gültig ist, bes-
sergestellt“, meinte Norbert Meesters (SPD). Anders 
als die bestehende bürgerferne und wenig pra-
xistaugliche Regelung schaffe die Neuregelung 
jetzt Rechtssicherheit und schütze das Trink-
wasser wirksam. Diese halte an dem Besorgnis-
grundsatz fest, denn wenn Schäden erst einmal 
offenkundig würden, sei es zu spät. Daher sehe 
man innerhalb von Wasserschutzgebieten für die 
Überprüfung Fristen vor, außerhalb nicht. Aller-
dings könnten hier die Kommunen Satzungen 
und Fristen festsetzen. Für Härtefälle gewähre 
das Land Zuschüsse und zinsgünstige Darlehen. 

„Kanäle müssen dicht sein“, betonte auch Jo-
sef Hovenjürgen (CDU). Aber es reiche aus, bei 
begründetem Verdacht tätig zu werden. Den 
Regierungsfraktionen warf er vor, sie seien 
inkonsequent: Entweder es gebe eine Gefähr-
dung durch Abwasserkanäle, dann brauche 
man eine flächendeckende Dichtheitsprüfung. 
Oder es gebe keine Gefährdung, wovon er aus-
gehe, dann brauche man gar keine Prüffristen. 
Jedenfalls sei es bürgerunfreundlich, über die 
„Hintertür“ kommunaler Entscheidungsmög-
lichkeiten doch wieder eine flächendeckende 
Dichtheitsprüfung einzuführen. Die CDU leh-

ne einen „Generalverdacht“ gegen Hausbesitzer 
und Hausbesitzerinnen jedenfalls ab.

Notwendig sei ein fairer Ausgleich von Inter-
essen, der den Besorgnisgrundsatz einschließe, 
erläuterte Hans Christian Markert (GRÜNE). Dieser 
müsse auch die Interessen der Hauseigentü-
merinnen und -eigentümer berücksichtigen, 
die ihren Kanal bereits saniert hätten. Leider 
sei eine bundeseinheitliche Lösung an der FDP 
gescheitert, so der Abgeordnete. Die Neurege-
lung für NRW stelle in besonderem Maße die 
Wasserschutzgebiete in den Mittelpunkt der 
Betrachtungen. Die Kommunen erhielten die 
Möglichkeit, bestehende Überprüfungsrege-
lungen beizubehalten. Es könne nicht sein, dass 
bestimmte Straßenzüge bereits saniert worden 
seien, andere aber nicht.

Ministerpräsidentin Kraft habe ihr Wahlver-
sprechen gebrochen, so Henning Höne (FDP). Denn 
man entscheide heute „zwischen der wirklich 
bürgerfreundlichen Lösung von FDP und CDU 
auf der einen Seite und dem Generalverdacht 
von SPD und GRÜNEN auf der anderen Seite“. 
Dadurch, dass außerhalb von Wasserschutz-
gebieten zukünftig die Kommunen über Prüf-
pflichten entscheiden sollten, sei zu befürchten, 

dass es doch zu einer flächendeckenden Prüf-
pflicht komme. Ebenso schlimm sei ein „Fli-
ckenteppich“. Außerdem schiebe Rot-Grün so 
den Kommunalpolitikerinnen und -politikern 
den schwarzen Peter zu. Umweltschutz müsse 
effektiv und verhältnismäßig sein.

Die Bürgerinitiativen seien mit dem rot-grü-
nen Gesetzentwurf alles andere als zufrieden, 
so Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN): „Wir teilen 
diese Unzufriedenheit.“ SPD und GRÜNE be-
haupteten ohne Beweis, dass von privaten An-
schlussleitungen, die überwiegend trocken lä-
gen, eine Gefahr für das Grundwasser ausgehe. 
Mit dieser Begründung sei eine flächendecken-
de Dichtheitsprüfung nicht gerechtfertigt. Diese 
drohe aber durch den vorliegenden rot-grünen 
Gesetzentwurf. Er biete eine breite Front für 
Rechtsstreitigkeiten, befürchtete Rohwedder. 
Der Gesetzentwurf von CDU und FDP hinge-
gen berücksichtige das Verfassungsprinzip der 
Verhältnismäßigkeit.

Die Landesregierung sei der Meinung, dass für 
die Zukunft ein vollziehbares Regelungskonzept 
benötigt werde, erklärte die stellvertretende Minister-
präsidentin Sylvia Löhrmann (GRÜNE) in Vertretung 
von Umweltminister Remmel. „Die Belange der 
Bürgerinnen und Bürger und die Belange der 
Wasserwirtschaft müssen in einem ausgewo-
genen Verhältnis zueinander stehen“, so Löhr-
mann. Wer solle denn einen Verdacht feststellen, 
wenn die Betreiber nicht mehr verpflichtet seien, 
ihre Abwasseranlagen zu untersuchen, fragte sie 
in Richtung CDU und FDP. Daher gelte die im 
Wasserhaushaltsgesetz geregelte generelle Prüf-
pflicht für alle Abwasserleitungen.  cw

Abstimmung
SPD und GRÜNE setzten in namentlicher Abstimmung 
ihren Gesetzentwurf (Drs. 16/1264) gegen den Gesetz-
entwurf von CDU und FDP (Drs.16/45), für den auch die 
PIRATEN stimmten, durch.

Prüfpflicht für Abwasserkanäle
Rot-Grün hält an Besorgnisgrundsatz fest
 
27. Februar 2013 – Gefährden Abwasseranlagen das Grundwasser und darf man hierfür folg-
lich Prüffristen festschreiben? Über diese Frage und zwei unterschiedliche Gesetzentwürfe hatte 
der Landtag zu entscheiden. Bislang müssen alle Abwasseranlagen innerhalb bestimmter Fris- 
ten überprüft werden. Die CDU/FDP-Lösung einer Überprüfung nur nach konkretem Verdacht 
gefährde das Trinkwasser, so SPD und GRÜNE. Es müsse vorbeugend geprüft werden. Die an-
gesprochenen Oppositionsfraktionen wiederum kritisierten, SPD und GRÜNE stellten Hausbe-
sitzende unter Generalverdacht. Eine Gefährdung durch Abwasserkanäle sei eben nicht nach-
gewiesen, meinten auch die PIRATEN und befürchteten eine Vielzahl von Rechtsstreitigkeiten. 
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Plenum

Ihren Amtseid …
… legte die neue Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs 
und des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-
Westfalen, Dr. Ricarda Brandts, vor dem Landtag ab. Durch 
die Vereidigung vor dem Landesparlament komme auch 
die demokratische Legitimation des übertragenen Rich-
teramtes zum Ausdruck, so Brandts in einer Ansprache.  
Alle staatlichen Repräsentanten seien verpflichtet, die für 
sie geltenden gesetzlichen und verfassungsrechtlichen 
Bindungen einzuhalten. Antworten auf gesellschaftliche 
Probleme müssten allerdings in erster Linie das Parlament 
und die Regierung geben.  Foto: Meyer
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„Wasser muss gut und bezahlbar sein“
Breite Mehrheit gegen geplante EU-Regelungen einer möglichen Privatisierung
 
27. Februar 2013 – Auf Antrag von SPD, GRÜNEN, PIRATEN und CDU hat der Landtag über den Schutz der kommunalen Wasserversorgung  
(Drs. 16/2197) diskutiert. Die antragstellenden Fraktionen waren sich darüber einig, dass eine Privatisierung der Wasserwirtschaft abzulehnen sei. 
Der Landtag stimmte bei Enthaltung der FDP mehrheitlich für die Initiative.

Für die PIRATEN sei Wasser „kein übliches Han-
delsgut“, machte deren Fraktionssprecher Nicolaus 
Kern deutlich. „Es darf nicht allein Marktregeln 
unterworfen werden.“ Eine forcierte Liberalisie-
rung und Privatisierung des Wassersektors und 
einer damit verbundenen Herauslösung aus dem 
Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge lehn-
ten die PIRATEN ab. „Allgemeinwohl geht für 
uns immer vor einzelnen Wirtschaftsinteressen“, 
betonte Kern. Ansonsten drohe eine Zwangs-
liberalisierung und Privatisierung der öffentli-
chen Wasserversorgung. Private Unternehmen 
würden dann in weiten Teilen der EU die Trink-
wasserversorgung übernehmen und zur reinen 
Profitmaximierung betreiben, in NRW und an-
derswo, so der PIRATEN-Sprecher.

Die kommunale Wasserversorgung müsse aus 
dem Geltungsbereich der EU-Richtlinie he-
rausgenommen werden, forderte Markus Töns 
(SPD). Dass die Bundesregierung bisher nichts 
dafür unternommen habe, sei mehr als bedau-
erlich. Da helfe auch der Hinweis nicht, die EU 
beabsichtige auf keinen Fall, in kommunale 
Freiräume einzugreifen. Genau das aber werde 
geschehen, wenn diese Richtlinie so verabschie-
det werden sollte, befürchtete Töns. Die Bür-
gerinnen und Bürger hätten ein sehr gutes Ge-
fühl dafür, dass die Daseinsvorsorge nicht der 
Marktgläubigkeit geopfert werden dürfe. „Dies 
haben in der Vergangenheit zum Beispiel die 
Kämpfe um den Erhalt der Sparkassen und um 
den öffentlichen Nahverkehr gezeigt“, so Töns.

Auch Stefan Engstfeld (GRÜNE) meinte: „Wir 
GRÜNEN in Nordrhein-Westfalen sprechen 
uns nachdrücklich gegen die Planung der EU-
Kommission aus, das öffentliche Vergabewesen 
für den Bereich der Trinkwasserversorgung in 
die Liberalisierungsagenda aufzunehmen.“ 
Wasser, hierzu gehöre auch die Abwasserversor-
gung, sei laut den Vereinten Nationen ein Men-
schenrecht und dürfe deswegen nicht unter die 
Binnenmarktregelung fallen. „Wasser muss gut 
und bezahlbar sein“, stellte Engstfeld fest. Einer 
Privatisierung des Wassersektors, die die Versor-
gung allein den Regeln des Marktes unterwerfe 
und dem kommunalen Aufgabenbereich der 
Daseinsvorsorge entziehe, sei im Interesse des 
Allgemeinwohls entschieden entgegenzutreten.

„Die Wasserversorgung liegt bei unseren 396 
Kommunen in den besten Händen“, erklärte Ilka 
von Boeselager (CDU). Die kommunale Selbstver-
waltung sei eine Erfolgsgeschichte, die gegen-
über den europäischen Partnern sehr selbst-
bewusst vertreten werden solle. „Wir hoffen, 
vielleicht auch noch andere Länder innerhalb 
Europas dafür gewinnen und davon überzeu-
gen zu können, wie wichtig das doch für die 
Zukunft ist“, so von Boeselager. Wasser gehö-
re zu den sensiblen Gütern, die sich nicht für 
ungehemmten Wettbewerb und Profitstreben 
eigneten. Vor dem Hintergrund der Ängste, die 
die Eurokrise ausgelöst habe, sei es wichtig, dass 
die Bürgerinnen und Bürger mit dem mitgehen 
könnten, was innerhalb Europas geschehe.

Die Dienstleistungsrichtlinie schreibe nicht vor, 
dass irgendeine Kommune die Wasserwirtschaft 
privatisieren müsse, unterstrich dagegen Holger 
Ellerbrock (FDP). Das Gegenteil sei der Fall: Die 
Entscheidungshoheit der Kommune bleibe 
bestehen. „Nur wenn sie sich entscheidet zu 
privatisieren, muss das nach einem transparen-
ten Verfahren ausgeschrieben werden“, stellte 
Ellerbrock fest. Die EU sage schon seit langer 
Zeit, dass Wasser keine übliche Handelsware 
sei, deswegen unterliege es anderen Spielregeln. 
Bei dieser Diskussion handele es sich um „einen 
Sturm im Wasserglas“. Selbst die Stadtwerke 
Köln sagten, dass diese Dienstleistungsrichtli-
nie nicht betreffe sie und sie damit vernünftig 
arbeiten könnten.

Wirtschaftsminister Garrelt Duin (SPD) betonte: „Was-
ser ist untauglich für eine Unterordnung unter 
den europäischen Binnenmarkt.“ Alle Verglei-
che mit liberalisierten Märkten zeigten, dass 
die Qualität sinke und der Preis steige. Deshalb 
sollten alle Fraktionen zusammen der EU-
Kommission deutlich machen, dass NRW „an 
der kommunalen Daseinsvorsorge ohne Wenn 
und Aber festhalten“ werde, forderte Duin. 
Der Wirtschaftsminister kritisierte die Argu-
mentation seines Vorredners und zeigte sich 
enttäuscht darüber, dass sich die FDP-Fraktion 
der gemeinsamen Initiative zum Erhalt der 
kommunalen Daseinsvorsorge verweigert habe. 
Duin plädierte dafür, den politischen Druck auf 
die EU-Kommission weiter zu verstärken.   zei
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Laufende Gesetzgebung

Gesetzgebung

Drs.-Nr. Gesetz/Initiator Federführender 
Fachausschuss

(Gepl.)  
Beratungsschritte

16/2287 Einführung der unterge-
setzlichen Normenkon-
trolle nach § 47 Abs. 1 Nr. 
2 Verwaltungsgerichtsord-
nung, FDP

Vorschlag: 
Rechtsausschuss

1. Lesung
20.3.2013

16/2279 Gesetz zum Schutz und zur 
Pflege der Denkmäler in 
NRW, SPD/GRÜNE

Vorschlag:  
Bauausschuss

1. Lesung
21.3.2013

16/2256 Änderung des Polizeigeset-
zes des Landes NRW und 
des Polizeiorganisationsge-
setzes, LR

Vorschlag:  
Innenausschuss

1. Lesung
20.3.2013

16/2255 Änderung des Ausfüh-
rungsgesetzes des Landes 
NRW zum Zensusgesetz 
2011, LR

Vorschlag:  
Innenausschuss

1. Lesung
20.3.2013

16/2148 Neuausrichtung des Verfas-
sungsschutzes in NRW, LR

Vorschlag: 
Hauptausschuss

1. Lesung
22.3.2013
Beratung mit 
Drs.16/2135

16/2124 Einführung wiederkehren-
der Straßenausbaubeiträge, 
CDU

Vorschlag:  
Kommunal- 
ausschuss

1. Lesung
20.3.2013

16/2135 Änderung des Gesetzes 
über die Ausführung des 
Gesetzes zu Artikel 10 
Grundgesetz, PIRATEN

Hauptausschuss Beratung mit 
Drs.16/2148

16/2097 Änderung des Landesforst-
gesetzes, GRÜNE

Vorschlag:  
Umweltausschuss

Anhörung 
geplant

16/2041 Änderung der gesetzlichen 
Befristung in § 29 des Ver-
fassungsschutzgesetzes, LR

Vorschlag: 
Hauptausschuss 

2. Lesung
20.3.2013

16/1821 Altlastensanierungs- und 
Altlastenaufbereitungsver-
bandsgesetz, LR

Umweltausschuss 2. Lesung
20.3.2013

16/1625 Dienstrechtsanpassungsge-
setz für NRW, LR

Haushalts-
ausschuss

Ausschuss
18.4.2013

LR = Landesregierung; Gesetzestitel zum Teil verkürzt 

Drs.-Nr. Gesetz/Initiator Federführender 
Fachausschuss

(Gepl.)  
Beratungsschritte

16/1624 Gesetz zur Änderung der 
Landesbauordnung, LR

Bauausschuss 2. Lesung
20.3.2013

16/1572 Gesetz zur Änderung des 
Ladenöffnungsgesetzes, LR

Wirtschafts
ausschuss

Ausschuss
10.4.2013
2. Lesung
24..26.4.2013

16/1468 Stärkung der kommunalen 
Demokratie, SPD/GRÜNE

Kommunal
ausschuss

2. Lesung
20.3.2013

16/1435 Gesetz zur Regelung des 
Vollzuges der Sicherungs
verwahrung in NRW, LR

Rechtsausschuss Ausschuss
17.4.2013

16/1286 Änderung des Wasserent
nahmeentgeltgesetzes, LR

Haushalts 
ausschuss

2. Lesung
20.3.2013

16/1255 Stärkung der Wissenschafts
autonomie,  PIRATEN

Wissenschafts
ausschuss

Anhörung
7.5.2013

16/1188 Anerkennungsgesetz, LR Sozialausschuss Ausschuss
10.4.2013

16/1187 Rechtsvorschriften im Be
reich des Gesundheitsminis 
teriums, LR

Sozialausschuss Beratung 
läuft

16/1167 Feuerwehrschutz und die 
Hilfeleistung (FSHG), 
CDU

Innenausschuss Anhörung
11.4.2013

16/748 Zweckbindung der nach 
dem Entflechtungsgesetz aus 
dem Bundeshaushalt zuste
henden Finanzmittel, LR

Ausschuss für 
Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung 
und Verkehr

2. Lesung
20.3.2013

16/746 Jugendarrestvollzug, LR Rechtsausschuss Ausschuss 
17.4.2013

16/177 Verbandsklagerecht und 
Mitwirkungsrechte für 
Tierschutzvereine, LR

Umwelt 
ausschuss

Ausschuss
10.4 2013

16/120 Kommunalwahlgesetz, 
PIRATEN

Kommunal
ausschuss

in Beratung

16/119 Änderung der Verfassung, 
PIRATEN

Hauptausschuss in Beratung

Abgeschlossene Gesetzgebung – aktuell im Plenum entschieden
Drs.-Nr. Gesetz Initiator Abstimmung im Plenum Beschluss
16/1732 Landesausführungsgesetz zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch  

– Sozialhilfe –
LANDESREGIERUNG 1. Lesung 23.1.2013

2. Lesung 27.2.2013
angenommen

16/1402 Regelung der Zuweisungen an die Gemeinden und Gemeindeverbände 
im Haushaltsjahr 2013

LANDESREGIERUNG 2. Lesung 27./28.2.2013 
3. Lesung 20.-22.3.2013

angenommen

16/1400 Feststellung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2013 LANDESREGIERUNG 2. Lesung 27./28.2.2013 
3. Lesung 20.-22.3.2013

angenommen

16/1264 Landeswassergesetz SPD/GRÜNE 1. Lesung 8.11.2013
2. Lesung 27.2.2013

angenommen

16/45 Landeswassergesetz CDU/FDP 1. Lesung 8.11.2013
2. Lesung 27.2.2013

abgelehnt

Ein Gesetzesentwurf wird mindestens zweimal im Plenum behandelt (1. und 2. Lesung). Dazwischen wird er von den zuständigen Fachausschüssen 
beraten. Im Internet finden Sie unter www.landtagintern.de Links zu ausführlicheren Informationen. Diese werden in der Regel wöchentlich aktualisiert.
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Fußball-Randale: „Ehrlicher Dialog mit Fans“
Fachleute sehen Prävention und Kommunikation als Schlüssel 
 
7. März 2013 – Stadionverbote, Meldeauflagen und Fanarbeit: Im Landtag haben Fachleute auf Antrag der FDP (Drs. 16/1268) über den Umgang 
mit Randalierern bei Fußballspielen diskutiert. Dabei sprachen sie sich für kommunikative und differenzierte Lösungen aus. In den vergangenen 
Monaten gab es auch in Nordrhein-Westfalen immer wieder gewaltsame Ausschreitungen vor und in Stadien.

„Das ist so nicht hinnehmbar“, bewertete Erich 
Rettinghaus von der Deutschen Polizeigewerk-
schaft die organisierte Gewalt rund um Fuß-
ballspiele. Ein Drittel der Bereitschaftspolizei 
sei nur noch für den Fußball abgestellt – da-
durch fehlten Kräfte an anderer Stelle. Auch 
der Sicherheitsbeauftragte des Deutschen 
Fußball-Bundes (DFB), Hendrik Große Lefert, 
bestätigte, die „mitunter hochgradig Kriminel-
len“ stellten Veranstalter und Polizei vor große 
Herausforderungen. Arnold Plickert von der 
Gewerkschaft der Polizei NRW bezifferte die 
Gruppe der Randalierer auf etwa 4.000 Perso-
nen: „Die haben eine andere Vorstellung von 
Fußball.“

Man dürfe aber auch nicht vergessen, dass 
sich der Großteil der mehr als 20 Millionen 
Stadiongäste in den ersten drei Ligen friedlich 
verhalte, schränkte Große Lefert ein. Zudem, 
betonte er, zählten die deutschen Stadien wohl 
zu den sichersten der Welt. Auch Rettinghaus 
warnte davor, den Fußball insgesamt zu krimi-
nalisieren.  

Phänomen Stadiongewalt

Die Ultrabewegung habe in lokalen Jugendkul-
turen einen erheblichen Zulauf erfahren, stellte 
Katja Kruse vom Landesamt für Zentrale Poli-
zeiliche Dienste fest. Michael Gabriel, Leiter der 
Koordinierungsstelle Fanprojekte, bezeichnete 
die Ultraszene gar als „größte jugendliche Sub-
kultur“ in Deutschland. Der Umgang hiermit 
sei eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 

Gleichzeitig machte Plickert deutlich: „Ge-
walt ist kein neues Phänomen im Bereich Fuß-
ball.“ Während er davon ausgeht, dass sich die 

Qualität der Stadiongewalt gesteigert habe, 
bezweifelt dies Thomas Schönig vom 1. FC 
Köln: Es gebe kaum wissenschaftliche Studien, 
kritisierte er. Schönig sprach sich zudem gegen 
Nacktuntersuchungen von Fans und gerichtli-
che Schnellverfahren gegen Gewalttäter direkt 
in Stadien aus.    

Zwischen Prävention & Repression

Es komme auf eine Balance zwischen Vorbeu-
gung und Strafe an, meinte unter anderem 
Gabriel. Schon jetzt bestehe unter den jungen 
Leuten ein ausgeprägtes Feindbild gegenüber 
der Polizei – dies dürfe nicht fahrlässig weiter 
geschürt werden. Viele glaubten fälschlicher-
weise, dass Gewalt mit dem olympischen Prin-
zip „Höher, schneller, weiter“ zu lösen sei, gab 
der Jurist Prof. Dr. Thomas Feltes zu bedenken. 
Dies treffe nicht zu. Der Schlüssel sei eine über-
zeugende Kommunikation, unterstrich Große 
Lefert: „Wir wollen und brauchen einen ehrli-
chen Dialog mit den Fans.“ Ein Fanparlament 
sei dabei eine mögliche Maßnahme, schlug der 
Geschäftsführer der Deutschen Fußball-Liga, 
Andreas Rettig, vor. 

Für den Umgang mit den gewalttätigen 
Anhängern seien Stadionverbote und Mel-
deauflagen allerdings ein notwendiges Mittel, 
betonte Plickert, wobei er sich für letztere eine 
klarere gesetzliche Grundlage wünsche. Ent-
scheidend sei dabei, so Gabriel, dass tatbezogen 
und nicht kollektiv bestraft werde. Alles über 
einen Kamm zu scheren, führe lediglich zu 
ungewollten Solidaritätsbewegungen, warnte  
Dr. Stefan Kleier, Wahlausschussvorsitzender 
beim FC Schalke 04. 

In diesem Zusammenhang wandte sich Kleier 
auch gegen Vorverurteilungen: „Die gesamte 
Ultraszene ist heterogen.“ Sachlichkeit und Ver-
hältnismäßigkeit seien wichtig. Zudem müssten 
Stadionverbote sehr behutsam eingesetzt wer-
den, ermahnte Feltes. Anderenfalls drohe das 
Vertrauen in den Rechtsstaat gerade bei den be-
troffenen Jugendlichen erschüttert zu werden. 
Der Umgang sei bereits behutsam, entgegnete 
Plickert: Von über 15.000 Prüfanträgen seien 
nach Angaben des DFB in der vergangenen Sai-
son bundesweit nur gut 1.000 Stadionverbote 
tatsächlich in Kraft getreten.

Fanprojekte & Ordnungsdienste

Fanarbeit müsse sich in erster Linie auf die 
friedlichen Fans fokussieren und diese als Un-
terstützer gewinnen, erläuterte Gabriel. Ähn-
lich sah dies Dirk Bierholz vom Fanprojekt 
Düsseldorf: Die Leute müssten Verantwortung 
für ihre Kurve übernehmen. Der Geist, dass 
Straftäter in Fankurven gedeckt würden, müs-
se aufhören, so auch Rettig. Zudem forderte 
Gabriel die Politik auf, Fanprojekte stärker zu 
fördern. Hier fehle es in finanzieller, personel-
ler und materieller Hinsicht, bestätigte Ralf 
Zänger von der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Fanprojekte.

Luft nach oben sah Bierholz auch bei der 
Qualität der Ordnungsdienste: „Manchmal 
habe ich den Eindruck, so ein Ordnungsdienst-
mitarbeiter hat noch nie etwas von Deeskalati-
on gehört.“ Dabei gehe es doch genau darum. 
Gleichzeitig warnte Lefert vor falschen Illusio-
nen: Letztlich werde auch NRW die Stadien nie 
komplett gewaltfrei halten können.    bra
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+++Meldungen+++

Neue Überlegungen zu Sonntagsöffnungen

(13.03.2013) Unterschiedliche Auffassungen 
gab es im Wirtschaftsausschuss über die An-
hörung zur geplanten Novellierung des La-
denöffnungsgesetzes, die die Landesregierung 
beabsichtigt (Drs. 16/1572). Die rot-grünen 
Regierungsfraktionen werteten die Stellung-
nahmen der Sachverständigen als Bestätigung 
des von ihnen vorgesehenen „maßvollen Aus-
gleichs“ zwischen den unterschiedlichen Inte-
ressen von Wirtschaft und Handel einerseits, 
Arbeitnehmervertretungen und Kirchen an-
dererseits. Sie wollten den früheren Schutz der 
Gottesdienste sowie der Zeit für Familie und 
soziale Betätigungen wiederherstellen. Das sa-
hen die Sprecher von CDU und FDP ganz an-
ders (Antrag der FDP, Drs. 16/1471): Die Re-
duzierung der Zahl verkaufsoffener Sonntage 
werde, wie auch die Kommunen betont hätten, 
Einzelhändler vor allem in den Stadtteilen zu-
künftig deutlich schlechter stellen. Dieses Pro-
blem werde auch durch die aktuellen Über-
legungen der Regierungsseite, die 
Lage der verkaufsoffenen Sonntage 
zugunsten der Advents-
zeit zu verschieben, nicht 
beseitigt. Auch die PIRA-
TEN bezweifelten, dass 
eine Neuregelung über-
haupt nötig sei.

Zentrum für Türkeistudien  
berichtet im Ausschuss

(13.03.2013) Über die 
Arbeiten des Zentrums 
für Türkeistudien und Integrationsstudien 
berichteten dessen Vorsitzender, Wolfram 
Kuschke, sowie dessen Direktor, Professor 
Haci-Halil Uslucan, im Integrationsausschuss 
des Landtags. Das 1985 gegründete Institut 
sei mittlerweile eines der wichtigsten wissen-
schaftlichen Kompetenzzentren für Integrati-
on in Deutschland, so Kuschke. So liefere es 
Informationen, Studien sowie Beratungen für 
Politik und Wirtschaft. Vor allem aber solle es 
über Kontakte im kulturellen und gesellschaft-
lichen Bereich einen Beitrag zur Festigung der 
deutsch-türkischen Beziehungen unabhängig 
von politischen Schwankungen liefern. Auch 
Prof. Uslucan betonte die wissenschaftliche 
Arbeit, die ebenso Grundlagenforschung wie 
auch Auftragsforschung umfasse. Weitere Tä-
tigkeiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Zentrums bestünden unter anderem 
in Veröffentlichungen, Tagungen, Veranstal-
tungen, Vorträgen und Gremienarbeit. Dabei 

Ausschüsse
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reiche die Themenvielfalt von Altersvorsorge 
und demografischem Wandel über Partizipa-
tion und Engagement bis zu Klimaschutz, Dis-
kriminierung und Fragen der Religion.

Genehmigungspflichtiger Weihnachtsbaumanbau

(13.03.2013) Im Umwelt- und Landwirt-
schaftsausschuss haben die Abgeordneten 
über einen rot-grünen Gesetzentwurf zur Än-
derung des Landesforstgesetzes (Drs. 16/2097) 
beraten und sich für eine Expertenanhörung 
ausgesprochen. Im Detail geht es SPD und 
GRÜNEN darum, den Weihnachtsbauman-
bau in Wäldern zur regulieren. Dazu sollen 
Anbauflächen mit mehr als zwei Hektar ge-
nehmigungspflichtig werden. Für bestehende 
Kulturen soll laut Entwurf eine Übergangs-
frist bis zum Jahr 2029 gelten. CDU 
und FDP befürchten negative 
Folgen für die betroffe-
nen Betriebe sowie 

für landwirtschaftliche Flächen: Es bestehe 
die Gefahr, dass Weihnachtsbäume zukünftig 
auf diese verlagert würden. Insgesamt sei eine 
pauschale Regelung wenig sinnvoll. Die FDP 
hatte einen Antrag eingebracht, die beste-
henden Vorschriften nicht zu verändern (Drs. 
16/1621). NRW vollziehe mit einem solchen 
Gesetz nach, was in anderen Bundesländern 
bereits geregelt sei, meinte dagegen Umwelt-
minister Johannes Remmel (GRÜNE). 

Doppelter Abiturjahrgang:  
Wie voll werden die Unis?

(13.03.2013) Zu den Herausforderungen des 
doppelten Abiturjahrgangs im kommenden 
Wintersemester hörte der Ausschuss für In-
novation, Wissenschaft und Forschung eine 
Reihe von Sachverständigen. Grundlage war 
ein Antrag der CDU-Fraktion (Drs. 16/1477). 
Unterschiedliche Meinungen gab es darüber, 

Illustration: Peter Flock

ob die Kapazitäten der Hochschulen ausreich-
ten oder nicht. Jedenfalls müssten die Studi-
enbedingungen für die Studierenden auch in 
den kommenden Semestern noch mit denen 
der vergangenen Semester vergleichbar blei-
ben; hierzu forderten einige Experten mehr 
Personal. Ein weiteres Problem sei die Hetero-
genität der Bewerberinnen und Bewerber. An-
gesprochen wurde auch das Problem fehlender 
Wohnungen und hoher Mieten.  Ein Vorschlag 
war, den Verwaltungsaufwand der Studenten-
werke zu reduzieren, um freiwerdende Gelder 
in Baumaßnahmen zu investieren. 

Kindertagespflege braucht  
einheitliche Standards

(14.03.2013) Gerade für 
Eltern mit Kindern unter 
drei Jahren hat sich die 
familiennahe Kinderta-
gespflege als attraktive 
Betreuungsform etabliert. 
Auf Antrag der FDP (Drs. 
16/1272) war die aktuelle 
berufliche Situation von 
Tagesmüttern und -vätern 
Thema einer Expertenan-
hörung im Familienaus-
schuss. Sachverständige 
aus Kommunen, Verbän-
den, Landesbehörden und 
Interessenvertretungen 
forderten die Politik auf, 
landesweit gültige Rah-
menbedingungen für eine 
bessere Bezahlung und 

Qualifizierung festzulegen. Tagespflegeperso-
nen seien auf einen Stundensatz angewiesen, 
der ihre Kosten auch tatsächlich decke. Auch 
eine Festanstellung als alternative Beschäfti-
gungsform sollte angeboten werden. Finanzi-
elle Planungssicherheit und die Absicherung 
im Krankheitsfall würden dann besser ge-
währleistet. Für sinnvoll hielten die Experten 
landeseinheitlich geregelte Qualitätsrichtlini-
en, Rahmenbedingungen und Stundensätze. 
Allerdings sollten sich diese Regelungen an der 
ortsüblichen Einkommensstruktur  und am 
Mietkostenspiegel orientieren, um eine lan-
desweit faire Bezahlung zu ermöglichen. Eine 
weitere Forderung war die bessere Vernetzung 
mit Kindertageseinrichtungen. Außerdem sei 
es notwendig, Fortbildungsangebote auszu-
bauen und auch per Bildungsgutschein anzu-
bieten. Bei Bedarf sollten erhöhte Pauschalen 
pro Kind, Betriebskostenzuschüsse und inves-
tive Mittel gewährt werden.
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Wie viele Betten braucht das Land?
Krankenhausplan 2015: Anhörung von Fachleuten
 
7. März 2013 – Wie viele Krankenhäuser mit wie vielen Betten braucht Nordrhein-Westfalen? 
Wie erreicht man eine wohnortnahe Versorgung, auch im ländlichen Raum? Welche ärztlichen 
Leistungen – allgemein-medizinisch bzw. hochspezialisiert – sollen wo angeboten werden? Wie 
steht es um die Zukunft kleinerer Krankenhäuser? Über diese und andere Fragen berieten sich 
Abgeordnete und Fachleute im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales (Vorsitz Günter 
Garbrecht, SPD) mit Blick auf den geplanten neuen Krankenhausplan. Bei Einigkeit im Ziel 
einer guten Versorgung steckte auch hier der Teufel im Detail. Denn eins wurde deutlich: Die 
Krankenhausversorgung muss bezahlbar bleiben.

So meinte Jochen Brink (Krankenhausge-
sellschaft), die Krankenhausplanung müsse 
verlässliche und interpretationsfreie Rahmen-
bedingungen schaffen. Sein Zielkatalog: Die 
Versorgung müsse patientengerecht, qualitativ 
hochwertig, ortsnah, bedarfsgerecht, leistungs-
fähig und wirtschaftlich sein. Diese Grundsätze 
wurden allgemein unterstützt. So begrüßten 
Dr. Theodor Windhorst (Ärztekammer West-
falen-Lippe) und Rudolf Henke (Ärztekammer 
Nordrhein) das Konzept einer qualitätsorien-
tierten Krankenhausplanung. Konkret forder-
ten sie verbindliche Mindestvoraussetzungen 
für alle Krankenhäuser und Abteilungen, die in 
einem Versorgungsbereich tätig seien.

Mindestgrössen

Widerspruch gab es dann zu der vom Ministeri-
um vorgeschlagenen Mindestgröße von acht bis 
zwölf Betten in der Intensivpflege pro Kranken-
haus. Über 22 Prozent der aktuell an der Ver-
sorgung teilnehmenden Krankenhäuser wiesen 
zurzeit eine Bettenstärke von zwei bis sieben In-
tensivbetten auf, so Brink. Würde die Mindest-
größe von acht Betten zur Pflicht, müssten diese 
Krankenhäuser schließen. 

Vor diesem Hintergrund befürchtete Kars-
ten Gebhardt (Verband Evangelischer Kran-
kenhäuser) eine Verschlechterung der flä-
chendeckenden Versorgung insbesondere von 
Notfällen. So müsste nach den jetzigen Vorga-
ben jedes vierte evangelische Krankenhaus, vie-
le davon in ländlichen Regionen, seine Intensiv-
station schließen. Konkret kritisierte Gebhardt 
unklare Begrifflichkeiten hinsichtlich des Ver-
sorgungsauftrags. Außerdem kämen die Länder 
ihrer Pflicht zur wirtschaftlichen Sicherung  von 
Krankenhäusern nur noch unzureichend nach.

Qualitätsstandards

Ein weiterer Kritikpunkt war, dass die Fachver-
bände bei der Erarbeitung der Qualitätskrite-
rien nicht einbezogen worden seien. Aus Sicht 

ihrer Kammern seien die Zahl und die Quali-
fikation der beschäftigten Ärztinnen und Ärz-
te zentrale Kriterien, betonten Windhorst und 
Henke. Hier solle der Entwurf die Anforderun-
gen eindeutiger vorgeben. So sei eine Mindest-
zahl von Ärzten mit Facharztstatus notwendig, 
damit Ärzte ohne diese Qualifikation jederzeit, 
auch nachts und am Wochenende, auf deren 
Unterstützung zurückgreifen könnten. Qua-
litätsvorgaben stünden nicht im Widerspruch 
zum Bekenntnis, eine flächendeckende Versor-
gung sicherstellen zu wollen.

Gerade mit Blick auf den Facharztstandard 
ließen die Formulierungen zu viel Interpre-
tationsspielräume zu, so Thomas Fritz für die 
AOK NordWest. So sei die Voraussetzung 
„fundierte Kenntnisse und Erfahrungen“ 
zu unbestimmt. Grundsätzlich solle man 
die Weiterbildungsordnungen der Ärzte-
kammern zugrunde legen. Die Erfüllung 
eines solchen Facharztstandards werde 
leistbar sein, so Fritz.

Hinsichtlich der geforderten Qua-
litätskriterien schränkte Stefan Loos 
(IGES Institut, Berlin) ein: Diese 
seien nur dann erforderlich, 
wenn sie klar definierte Quali-
tätsdefizite beseitigten. Dabei 
solle der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit gewahrt 
werden.

Altersmedizin

Für die AOK begrüßte Fritz ins-
besondere den geplanten Ver-
sorgungsverbund in der Alters-
medizin (Geriatrie). Dies könne 
zu einer qualitativ verbesserten 
Versorgung beitragen. Angesichts 
des demografischen Wandels sei 
die Geriatrie in den letzten Jahren 
ein notwendiger und unverzicht-
barer Bestandteil im Versorgungs-
angebot deutscher Krankenhäuser 
geworden, ergänzte Loos. 

Auch Burkhard Schröders (Katholisches Büro 
Nordrhein-Westfalen) hob die Bedeutung der 
Geriatrie hervor. Deshalb dürfe sie aber nicht 
Bestandteil der Krankenhausplanung werden. 
Screening, also systematische Tests,  seien nur 
dann sinnvoll, wenn es um eine optimale medi-
zinische Behandlung von älteren Menschen gehe.

Abbau von Kapazitäten

Mit der Umsetzung des Krankenhausplans 
2015 sei ein Abbau von Kapazitäten verbunden, 
so die Kammern in ihrer Stellungnahme. Diese 
Anpassungen sollten schrittweise und unter Be-
rücksichtigung ihrer Auswirkungen sowie des 
regionalen Bedarfs umgesetzt werden. 

Zwar sahen auch die kommunalen Spit-
zenverbände eine Notwendigkeit, die Zahl der 
vorhandenen Betten zu verringern. Bei dem im 
Plan vorgesehenen Abbau müsse man aber da-
rauf achten, dass man nicht über das Ziel hin-
ausschieße, so Reiner Limbach. Der Plan müsse 
eine Versorgung in der Fläche weiterhin ermög-
lichen. Zum anderen müssten auch Kranken-
häuser mit Angeboten der Spitzenme-
dizin eine wirtschaftlich gesicherte 
Existenzgrundlage behalten. cw

Seite  · Landtag Intern 3 /2013

Plenum

Foto: Schälte

Bitte klicken Sie hier, um zu den Dokumenten zu gelangen!

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/040-Dokumente-und-Recherche/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/040-Dokumente-und-Recherche/Inhalt.jsp


Aus den Fraktionen

Seite  · Landtag Intern 3 /2013
Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Rot-Grüne Dichtheitsprüfung kommt Bürgerinnen und Bürger teuer zu stehen
Die Prüfung muss für die vor 1965 
errichteten Häuser bis zum 31. De-
zember 2015 und für alle anderen 
Gebäude bis zum 31. Dezember 2020 
durchgeführt werden. Darüber hi-
naus ermächtigt das Gesetz die Ge-
meinden, auch außerhalb von Was-
serschutzgebieten die Einzelheiten 
der Zustands- und Funktionsfähig-

keitsprüfung für alle Abwasseranlagen zu regeln. 
Auch bestehende kommunale Satzungen, die auf 
der alten Rechtslage entwickelt wurden, dürfen 
weiterhin Bestand haben. „Das ist ein Unding, 
denn dadurch wälzt die Landesregierung die 
Verantwortung auf die Kommunen ab. Somit 
kommt es zur Einführung der flächendeckenden 
Dichtheitsprüfung im gesamten Land durch die 
Hintertür. So sieht keine bürgernahe, verantwor-

tungsbewusste Landespolitik aus“, erläutert Ho-
venjürgen.

Die CDU habe ein klares und bürgerfreund-
liches Konzept zur Dichtheitsprüfung vorgelegt. 
Hovenjürgen: „Klar ist: Abwasserrohre müssen 
dicht sein. Doch im Gegensatz zu SPD und Grü-
nen stehen wir an der Seite der Eigenheimbesit-
zer, der Mieter und der vielen Bürgerinitiativen 
vor Ort. Eine Prüfung von privaten Abwasserka-
nälen soll nur dann durchgeführt werden, wenn 
ein begründeter Verdacht besteht, dass sie un-
dicht sind. Diese Regelung soll landesweit gelten 
und nicht nur in Wasserschutzgebieten.“

  

Das von Rot-Grün verabschiedete 
Gesetz zur Änderung des Landes-
wassergesetzes ist eine unzumutbare 
Belastung für über acht Millionen 
private Eigenheimbewohner in 
Nordrhein-Westfalen. „Die Dicht-
heitsprüfung wird die Bürger teuer 
zu stehen kommen“, so der stellver-
tretende CDU-Fraktionsvorsitzende 
Josef Hovenjürgen (Foto). „Das rot-grüne Gesetz 
sieht eine zwingende Dichtheitsprüfung aller 
privaten Abwasserleitungen in Wasserschutzge-
bieten vor. Diese Maßnahme belastet die Eigen-
tümer mit bis zu 5.000 Euro. Die Eigenheim-
besitzer werden gleich unter Generalverdacht 
gestellt. Denn bislang gibt es keinen Nachweis 
zwischen Grundwasserverunreinigungen und 
häuslichen Abwässern“, sagt Hovenjürgen.

Ein inklusives NRW, in dem Menschen mit Be-
hinderung im vollen Umfang am gesellschaft-
lichen Leben teilnehmen können, ist Schwer-
punktthema der SPD-Fraktion. Sie hatte am 5. 
und 14. März zu zwei zentralen Veranstaltungen 
in den Landtag eingeladen, bei denen es um die 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonventi-
on in NRW ging. Weit über 400 Menschen mit 
und ohne Behinderung kamen.

Josef Neumann (Foto), Inklusionsbeauftrag-
ter der Fraktion, betonte zum Auftakt, dass nicht 
zuletzt wegen des Aktionsplans der Landesre-
gierung Inklusion auf allen Ebenen umgesetzt 
werden muss. „Das schafft zugleich Mehrwert 
für die ganze Gesellschaft“, versprach Neumann, 
denn: „Wer zum Beispiel barrierefreie Wohnun-
gen und Quartiere schafft, der nimmt ebenso die 
demographische Entwicklung ernst. Er schafft 

Inklusion schafft Mehrwert für alle
seniorenfreundlichen Wohnraum und 
verbessert darüber hinaus das Wohn-
umfeld für Familien mit Kindern.“

Die besonderen Chancen des ge-
meinsamen Lernens zeigen sich in 
vielen Kitas. Das wurde beim zweiten 
SPD-Landtagstalk zur Inklusion am 14. 
März deutlich. Unter anderem beeindruckte dort 
Professor Rainer Strätz von der Fachhochschule 
Köln mit Beispielen, wie selbstverständlich Kin-
der „Inklusion leben“. In den Kitas würden die 
Voraussetzungen für die zukünftige inklusive 
Gesellschaft geschaffen. Zusätzliche Angebote 
der Weiterqualifizierung sowohl für sozialpäda-
gogische als auch für therapeutische Fachkräfte 
in den Kitas und kollegialer, regionaler Erfah-
rungsaustausch seien sinnvoll, um Inklusion im 
Elementarbereich weiter voranzubringen.

Die SPD-Fraktion begleitet die beiden 
Landschaftsverbände, die derzeit ihre 
Angebote in allen Kitas harmonisieren, 
die sich der Inklusion verpflichtet füh-
len. Bei der Veranstaltung gab es von 
den anwesenden Praktikerinnen und 
Praktikern viele Fragen und Hinweise 

für den weiteren Prozess gerade in Richtung der 
Landschaftsverbände.

Der nächste Schritt ist nun die Umsetzung 
von inklusiver Bildung an den Schulen. Dabei 
können viele gute Bei-
spiele aus den inklusiven 
Kitas Vorbild sein. Diese 
Kitas können die Wie-
ge für eine gelingende 
Inklusion im gesamten 
Bildungssystem sein.
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Berufskollegs“ diskutiert. In seiner Begrüßung 
unterstrich FDP-Fraktionschef Christian Lind-
ner die Gleichwertigkeit beruflicher und akade-
mischer Bildung. Die duale Ausbildung sei das 
Rückgrat der Ausbildung für die Wirtschaft, um 
das viele Länder Deutschland beneiden. „Eine 
ausgeprägte Abiturfixierung, mangelnde Ausbil-
dungsreife junger Menschen sowie angekündigte 
Veränderungen beim Übergangssystem Schule 
und Beruf stellen jedoch steigende, komplexe 
Anforderungen an die Berufskollegs“, erläuterte 
Ingola Schmitz (Foto, l.), Sprecherin für beruf-
liche Aus- und Weiterbildung der FDP-Fraktion.

Prof. Dr. Friedrich Hubert Esser, Präsident 
des Bundesinstituts für Berufsbildung, der Vor-
sitzende des Verbands der Lehrerinnen und 
Lehrer an Berufskollegs, Wilhelm Schröder, und 
Knut Heine, Geschäftsführer für Berufsbildung 

FDP debattiert beim Werkstattgespräch über Zukunft der Berufskollegs

Vor welchen Herausforderungen stehen die Be-
rufskollegs in den kommenden Jahren und wie 
können sie bewältigt werden? Darüber hat die 
FDP-Landtagsfraktion mit mehr als 80 Teil-
nehmern aus Berufskollegs, Wirtschaft, kom-
munalen Spitzen- und Elternverbänden beim 
Werkstattgespräch „Duales System: Zukunft des 

von der HWK Münster beleuchteten verschie-
dene Aspekte wie die Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels, die Fachkräftesicherung, die 
Ressourcen an den Berufskollegs, die zukunfts-
fähige Ausgestaltung der Bildungsgänge, das du-
ale Studium sowie die zunehmende Bedeutung 
der interkulturellen Bildung. Nach dem inten-
siven Gedankenaustausch bilanzierten Schmitz 
und FDP-Bildungsexpertin Yvonne Gebauer  
(Foto, r.): „Für die weitere bildungspolitische Ar-
beit der FDP-Landtagsfraktion hat dieses Werk-
stattgespräch viele wichtige Impulse geliefert.“  

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Wir wollen’s wissen

offenes Ansprechen und Sensibi-
lisierung begegnen.

Die Grüne Fraktion macht sich 
stark für den Kampf gegen Rechts. 
Trotz des großen Spardrucks wur-
den zusätzliche Mittel für die Ar-
beit gegen Rechtsextremismus im 
Haushaltsetat der Landeszentrale 
für politische Bildung eingestellt.

Inzwischen sind auch die bei-
den neuen Beratungsstellen für 
Opfer rechtsextremistischer und rassistischer 
Gewalt in NRW, für die wir uns stark gemacht 
haben, angelaufen. Das nächste Ziel ist, ein 
Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus 
zu erstellen, das die Arbeit gegen Rechts mit 
einer nachhaltigen Strategie unterlegt und die 
Aktiven vor Ort unterstützt. 

Die Grüne Fraktion hat sich vor Ort gemein-
sam mit den vielen Aktiven in Initiativen und 
Bündnissen an den Gegen-Demonstrationen 
zu Veranstaltungen der Partei Pro NRW betei-
ligt. Die Rechtsextremen haben zu insgesamt 21 
Demonstrationen vor Flüchtlingsunterkünften 
aufgerufen, und das ausgerechnet parallel zu 
den Wochen gegen Rassismus. Damit will die 
rechtsextreme Partei erneut Ressentiments in 
der Gesellschaft schüren und Flüchtlinge kri-
minalisieren. Die Fraktion erteilt dieser rassis-
tischen Hetze eine klare Absage und unterstützt 
die zivilgesellschaftlichen Gegenaktionen.

Leider ist Rassismus Alltagsrealität in un-
serer Gesellschaft. Das haben auch die wissen-
schaftlichen Studien der vergangenen Jahre 
immer wieder festgestellt. Diesem gesamtge-
sellschaftlichen Problem können wir nur durch 

GRÜNE gegen Rassismus

Ein Video der Fraktion für mehr Vielfalt finden 
Sie hier: http://gruene.fr/3k   

Fast 50 Mal ist das Wort Transparenz 
im Koalitionsvertrag erwähnt. Doch 
bisher bleibt es die Landesregierung 
schuldig, diesen Begriff mit Leben 
zu füllen. Das wollen wir ändern und 
fordern ein echtes Transparenzgesetz 
für Nordrhein-Westfalen. Mit einer 
Postkartenaktion laden die Piraten die 
Menschen in NRW ein, sich an dessen 
Entwicklung zu beteiligen. 

Wer etwas von der Regierung oder 
einer Behörde erfahren möchte, bleibt 
häufig in einem Dickicht von Anträgen und 
Formularen stecken. Dabei sind diese Infor-
mationen mit Steuergeldern finanziert. „Die 
Landesregierung verbarrikadiert sich in Sachen 
Transparenz und Bürgerbeteiligung hinter Wort-
hülsen. Vielleicht ändert sich das mit dem Druck 

der Öffentlichkeit: 
Wir fragen die Menschen in 

NRW, was sie interessiert, welche poli-
tischen Entscheidungen transparenter gemacht 
werden müssen“, erklärt Michele Marsching, 
Abgeordneter der Piratenfraktion.

Mit der Unterstützung unserer Mitglie-
der verteilen wir insgesamt 50.000 Postkarten 

in der Bevölkerung. Unter dem Mot-
to „Ich will´s wissen“ fordern wir die 
Bürger auf, ihre Fragen zu formulieren 
und an uns zurückzusenden. Zusätz-
lich gibt es ein Online-Formular auf  
www.transparenz-nrw.de (QR-Code s. u.). 
Die Antworten werden gesammelt, ana-
lysiert und fließen in die weiteren Vorbe-
reitungen für ein Transparenzgesetz ein. 
Dabei verzichten wir auf den Einsatz eines 

großen Budgets: Für den direkten Dialog mit 
den Bürgern im Land brauchen wir noch nicht 
einmal 5.000 Euro.  
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Netze knüpfen
Parlamentariergruppen verbinden  
NRW mit der Welt
 
Seine grenzüberschreitende, internationale Arbeit gestaltet der Land-
tag NRW unter anderem durch die Arbeit von Parlamentariergruppen. 
Sie knüpfen entsprechende Kontakt und pflegen notwendige Freund-
schaften. Dies gilt für nachbarschaftliche Beziehungen zu den Benelux-
Ländern, aber auch zu anderen Staaten, deren Geschichte wie im Fall 
Frankreichs, Polens und der Türkei eng mit der Nordrhein-Westfalens 
und seinen Regionen verflochten ist. Eine Selbstverständlichkeit sind die 
besonderen Kontakte zu Israel. In allen Fällen sollen Parlamentarier-
gruppen auch die gemeinsame kulturelle und wirtschaftliche Zukunft 
mitgestalten helfen. Dies gilt sogar über kontinentale Grenzen hinweg 
für Kontakte zu den USA oder auch zu China.
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NRW-Benelux 
Als unsere Nachbarstaaten Belgien, 
die Niederlande und Luxemburg im 
Februar 1958 den ersten Benelux-Ver-
trag unterzeichneten, schufen sie die 
Grundlage für eine grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit in der Mitte 
Europas. Heute, 55 Jahre später, bilden 
die Benelux-Staaten und mit ihnen 
Nordrhein-Westfalen als wichtigster 
Partner eine Großregion innerhalb der Europäischen 
Union. Und sie wachsen sowohl politisch als auch wirt-
schaftlich und kulturell weiter zusammen.

Diesen Prozess möchte die Parlamentariergruppe 
NRW-Benelux konstruktiv begleiten. Seit 2010 setzt sie 
sich dafür ein, insbesondere die parlamentarischen Kon-
takte zu Entscheidungsträgern in den drei Benelux-Staa-
ten und zu Repräsentanten der Benelux-Union mit Sitz 
in Brüssel zu intensivieren. In diesem Rahmen thema-
tisiert die Parlamentariergruppe aktuelle Herausforde-
rungen wie etwa den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
zwischen den Ländern.

Für viele Bürgerinnen und Bürger in NRW ist das 
Leben in einem Europa ohne Grenzen eine alltägliche 
und positiv erfahrbare Realität – durch familiäre Verbin-
dungen, Freundschaften oder berufliche Beziehungen 
mit unseren westlichen Nachbarn. Nicht zuletzt deshalb 
ist es für die Parlamentariergruppe ein Ansporn, die 
weitere Entwicklung der Partnerschaft mit den Benelux-
Staaten aufmerksam zu verfolgen.

Vorsitz: Eckhard 
Uhlenberg (CDU)

Vorsitz: Carina 
Gödecke (SPD)

NRW-Frankreich
50 Jahre deutsch-französische Freund-
schaft – aus Erzfeinden sind „ziem-
lich beste Freunde“ geworden und 
das wurde hier im Landtag NRW mit 
einem besonderen Festakt im Januar 
2013 gebührend gefeiert. Die deutsch-
französische Partnerschaft ist zum 
Motor der europäischen Einigung ge-
worden und dies ist Menschen wie Ro-
bert Schuman und Jean Monnet, Konrad Adenauer und 
Charles de Gaulle zu verdanken.

Auch in den fünf europäischen Jahrzehnten nach dem 
Élysée-Vertrag von 1963 hat die „deutsch-französische Ach-
se“ immer eine zentrale politische Rolle gespielt. Was aber 
wäre diese Freundschaft, wenn es nicht allein in NRW rund 
250 Städtepartnerschaften und ca. 850 Schulfreundschaf-
ten gäbe und den engen Handels- und Kulturaustausch: 
Frankreich ist für Nordrhein-Westfalen Exportland Num-
mer eins. Rund 300 französische Unternehmen mit mehr als 
60.000 Beschäftigten und einem Jahresumsatz von 22 Milli-
arden Euro haben ihren Sitz in Nordrhein-Westfalen. 

Allein in NRW leben rund 30.000 Franzosen und 
NRW pflegt eine besondere Beziehung zu der Partner-
region Nord-Pas-de-Calais mit der Hauptstadt Lille. Seit 
Dezember 2010 gibt es die Parlamentariergruppe NRW-
Frankreich, um die Kontakte weiter zu pflegen, den Aus-
tausch zu vertiefen und damit für Europa und für die 
deutsch-französische Freundschaft ein weiteres Zeichen 
zu setzen. 

Vorsitz: Oliver 
Keymis (GRÜNE)

NRW-Türkei 
Fast fünf Prozent der in Nordrhein-
Westfalen lebenden Menschen haben 
türkische Wurzeln. Es bestehen mehr 
als 40 Schul- und 30 Städtepartner-
schaften. Türkische Unternehmen 
haben in unserem Land rund 120.000 
Arbeitsplätze geschaffen. Schon diese 
Beispiele zeigen, dass die Beziehungen 
zwischen NRW und der Türkei von be-
sonderer Bedeutung sind.

Die im Jahr 2002 erstmals gegründete Parlamenta-
riergruppe NRW-Türkei versteht sich als „Brückenbau-
er“ zwischen den Kulturen. Die Abgeordneten setzen 
sich in der Gruppe dafür ein, den Dialog zu Themen des 
deutsch-türkischen Miteinanders zu unterstützen und 
die politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Kontakte zur Türkei weiter zu vertiefen. Einen Austausch 
pflegt die Gruppe unter anderem mit den vier General-
konsulaten der Türkei in NRW und mit dem Zentrum 
für Türkeistudien und Integrationsforschung in Essen.

Im November 2011 konnten wir auf das 50. Jubi-
läum des Anwerbeabkommens und die Zuwanderung 
erster „Gastarbeiter“ aus der Türkei zurückblicken. Zu-
gleich wurde unser Land durch das Bekanntwerden der 
rechtsextremistischen Mordanschläge auf türkeistäm-
mige Bürgerinnen und Bürger erschüttert. Umso wich-
tiger ist es, die deutsch-türkische Freundschaft lebhaft 
zu gestalten und das Verständnis füreinander auf allen 
Ebenen zu fördern.

Bitte klicken Sie hier, um zu den Dokumenten zu gelangen!
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Plenum

NRW-China
Das Land NRW und die Volksrepub-
lik China pflegen seit 1981 eine enge 
Zusammenarbeit. China mit über 
1,3 Milliarden Menschen hat sich in 
dieser Zeit in rasantem Tempo zu ei-
nem „Global Player“ entwickelt – allein 
schon Grund genug, die Beziehung zu 
China zu intensivieren. Einen wichti-
gen Beitrag hierzu kann die 2005 ge-
gründete Parlamentariergruppe NRW-China leisten. Sie 
setzt sich zusammen aus engagierten Abgeordneten aller 
fünf Landtagsfraktionen, die ein großes Interesse an chi-
nesischen Zusammenhängen eint. 

Unter dem Vorsitz von Landtagsvizepräsident 
Dr. Gerhard Papke versteht sich die Gruppe als Brücken-
bauer zwischen den Kulturen. Sie ist daran interessiert, 
die parlamentarisch-politischen Kontakte sowie den 
wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Austausch aus-
zubauen und zu festigen. 

Noch wird China zentral geführt, doch die Dezent-
ralisierung wird in den kommenden Jahren voranschrei-
ten. Hier können die NRW-Parlamentarier insbesondere 
unseren drei Partnerprovinzen Jiangsu, Shanxi und Si-
chuan mit Rat und Tat zur Seite stehen. Konzipiert als 
Plattform des interkulturellen Austausches fungiert die 
Parlamentariergruppe auch als Spiegelbild für die Be-
deutung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit: also  
viel Stoff für die nächsten Zusammenkünfte und Pla-
nungen.

Vorsitz: Dr. Gerhard 
Papke (FDP)

NRW-Israel
Es gibt kein Leben ohne Erinnerung! 
Das Zitat von Bundespräsident Johan-
nes Rau aus seiner Ansprache vor der 
Knesset am 16. Februar 2000 nehme 
ich gerne auf, um die Arbeit der ältes-
ten und auch größten Parlamentarier-
gruppe im nordrhein-westfälischen 
Landtag zu skizzieren.

Wir – die Mitglieder der Par-
lamentariergruppe – sehen es über alle Fraktionen 
hinweg als unsere gemeinsame Angelegenheit an, den 
von unseren Vorgängern aufgebauten und sehr gut 
gepflegten freundschaftlichen Kontakt zu Politik, Ge-
sellschaft und Institutionen weiterzuentwickeln. Dabei 
werden wir die wechselseitigen Beziehungen zwischen 
den Menschen in Israel und Nordrhein-Westfalen auch 
zukünftig fördern. Diese guten Beziehungen zu pflegen 
und darüber zu informieren, welche Möglichkeiten es 
gibt, Initiativen für Begegnungen zu fördern und zu 
unterstützen, vor allem im schulischen Bereich, das ist 
eine große Aufgabe und Chance für unsere Parlamen-
tariergruppe, die wir in dieser Wahlperiode offensiv 
annehmen wollen. 

Dabei lassen wir uns von diesem Zitat aus der oben 
erwähnten Rau-Rede leiten: „Wenn wir der Jugend die 
Erinnerung weitergeben und sie zu Begegnungen er-
mutigen, dann brauchen wir uns um die Zukunft der 
Beziehungen zwischen Israel und Deutschland nicht zu 
sorgen.“

Vorsitz: Norbert 
Römer (SPD)

NRW-USA 
Über 10.000 Bürgerinnen und Bürger 
der USA leben heute in Nordrhein-
Westfalen, weit über 50 Millionen 
US-Bürger haben deutsche Wurzeln. 
Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
NRW und den USA erreichen ein Vo-
lumen in Milliardenhöhe. Aktuell über 
hundert Hochschulkooperationen, 
dutzende Schulpartnerschaften sowie 
zahlreiche Städtepartnerschaften belegen die guten Be-
ziehungen des Bundeslandes NRW zu Amerika – viele 
gute Gründe also, diese deutsch-amerikanische Freund-
schaft auch seitens der Abgeordneten des Landtags zu 
pflegen und weiter zu vertiefen.

 Ende 2012 hat sich dafür die Parlamentariergrup-
pe NRW-USA mit über 30 Abgeordneten konstituiert. 
Das große Interesse spiegelt die Bedeutung dieser trans-
atlantischen Freundschaft wider und verdeutlicht, dass 
Amerikaner und Deutsche viele gemeinsame Themen 
haben, die eines regelmäßigen Austauschs bedürfen. Die 
Parlamentariergruppe hat sich deshalb vorgenommen, 
über jeweils aktuelle politische, soziale, wirtschaftliche 
wie auch kulturelle Entwicklungen in Nordamerika zu 
diskutieren. Neben US-amerikanischen Themen stehen 
zudem  Informationsgespräche mit Gästen aus Kanada 
an. Im Januar 2013 konnte die Parlamentariergruppe be-
reits den Gesandten der Botschaft der Vereinigten Staaten 
von Amerika in Deutschland, James D. Melville Jr., sowie 
US-Generalkonsul Stephen A. Hubler begrüßen.

Vorsitz: Daniel 
Düngel (PIRATEN)

NRW-Polen 
Vom Sorgenkind zum Stabilisator Eu-
ropas: Polen ist im Aufschwung und 
ein starker Nachbar Deutschlands ge-
worden. Nordrhein-Westfalen ist der 
größte Handelspartner Polens, hin-
zukommen die vielen Städtepartner-
schaften, Schulpartnerschaften und der 
starke Jugendaustausch. Und: NRW ist 
Partnerland für Schlesien. Dennoch – 
oder gerade deshalb – wäre eine Steigerung der Zusam-
menarbeit in allen Bereichen wünschenswert:  in Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und Sport. Dazu möch-
te die Parlamentariergruppe beitragen.

In der vergangenen Legislaturperiode fanden viele 
Veranstaltungen statt, die Vertreter aus beiden Ländern 
zusammenbrachten. So gab es zum Beispiel eine zwei-
sprachige Konferenz zum Thema „Minderheitenschutz 
in Europa“, eine Besichtigung des neuen Fußballstadions  
in Danzig, eine Feier zum 20. Jahrestag der deutsch-pol-
nischen Verträge in Berlin, einen Film zum Thema  „30 
Jahre Polenhilfe“ und eine Podiumsdiskussion über die 
Solidarnosc. Die nächste Veranstaltung ist eine Podiums-
diskussion zum Weimarer Dreieck, gemeinsam mit der 
Parlamentariergruppe NRW-Frankreich.

Aus langer Landtagstradition betreut die Parlamenta-
riergruppe NRW-Polen auch die sogenannten Visegrád-
Länder Tschechien, Slowakei, Ungarn und arbeitet unter 
anderem mit dem polnischen Generalkonsulat, dem Pol-
nischen Institut Düsseldorf und NRW Invest zusammen.

Vorsitz: Werner 
Jostmeier (CDU)

Bitte klicken Sie hier, um zu den Dokumenten zu gelangen!
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Die allseits geforderte Individualisierung der 
Lernprozesse fordere auch individuell an-
passbare Materialien, betonte der Lehrer Felix 
Schaumburg aus Wuppertal. Klassische Schul-
bücher seien Basissammlungen von Informati-
onen zu einem bestimmten Fachbereich, spiel-
ten im Unterricht jedoch nur noch eine geringe 
Rolle. „Sie werden genutzt, weil sie da sind“, so 
der Experte. Das Internet sei eine hervorragen-
de Alternative, die durch das weit verbreitete 
Medienverbot im Unterricht jedoch nur ein-
geschränkt genutzt werde. Durch den Einsatz 
digitaler Lernmaterialien unter freien Lizenzen 
sei es möglich, individuelle Lernwege zu gehen.

„Wer bildungspolitisch gewinnen und ma-
ximale Lern- und Weiterbildungspotenziale 
ausschöpfen will, muss alle Formen der Erstel-
lung und des Handlings von Lernmaterialien in 

den Fokus nehmen“, betonte der Rechtswissen-
schaftler Philipp Otto (iRights.info). Es sei die 
Aufgabe des Gesetzgebers, die Rahmenbedin-
gungen für das Nebeneinander der klassischen 
und neuen Bildungsmaterialien so zu gestalten, 
dass sowohl eine größere Auswahl als auch bes-
sere Materialien entstünden. „Es ist wichtig, 
zunächst eine Gesamtstrategie zu entwickeln 
und so das Angebot der freien Lernmaterialien 
zu strukturieren. In einem strategisch wie auch 
praktisch orientierten Forschungsprojekt sind 
verschiedene Modelle durchzuspielen“, so Otto.

Prof. Dr. Waltraud Schreiber von der Ka-
tholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt 
wies darauf hin, dass es nicht ausreiche, ent-
sprechende Lernmaterialien frei zugänglich zu 
machen. Ebenso wie Schulbücher müssten auch 
die digitalen Materialien bestimmten Quali-

tätsstandards entsprechen. Die Expertin gab 
zu bedenken, dass eine solche Qualitätssiche-
rung durch den Staat kostenintensiv, äußerst 
anspruchsvoll und zeitaufwändig sei. Der Staat 
könne seine Lehrkräfte zwar aus- und weiterbil-
den und ihnen so eine entsprechende Sach- und 
Medienkompetenz vermitteln – schlussendlich 
müsse er ihnen jedoch auch vertrauen, dass 
sie Qualität erkennen und nur solche Ressour-
cen nutzen würden, die ihre Schülerinnen und 
Schüler wirklich voranbringe.

„Digitale Materialien, Werkzeuge und Platt-
formen sind ein Glücksfall für die Schule“, so 
Jöran Muuß-Merholz (J&K – Agentur für Bil-
dung, Hamburg). Technische und urheber-
rechtliche Hürden führten jedoch dazu, dass das 
digitale Potenzial nicht ansatzweise zur Geltung 
kommen könne. „Viele Lehrer lassen aus Angst 
die Finger davon“, so der Experte. Es bestehe 
eine große Unsicherheit im Lehrerkollegium 
darüber, was erlaubt sei und was nicht. Infolge-
dessen seien mit digitalen Materialien weniger 
Möglichkeiten gegeben als mit ihren analogen 
Pendants. Lernmaterialien, die frei verarbeitet 
und bearbeitet werden dürften, könnten dieses 
Potenzial freisetzen. Es sei Aufgabe des Staates, 
die bestehende Rechtsunsicherheit zu beseiti-
gen.

Staatliche Förderung

Für eine ideelle, aber gegen eine finanzielle 
Förderung der frei zugänglichen Medien durch 
den Staat sprach sich Prof. Dr. Peter Henning 
von der Hochschule in Karlsruhe aus: „Es gibt 
in NRW eine Vielzahl von Anbietern, die mit 
der Entwicklung von Bildungsmedien ihren 
Lebensunterhalt verdienen. Dieser Markt wür-
de durch eine Subventionierung der Entwick-
lung weiterer Angebote erheblich verzerrt“, so 
der Professor. Es dürfe daher nicht Aufgabe des 
Staates sein, die Entwicklung freier Bildungs-
medien finanziell zu fördern.

Auch bei digitalen Lernmaterialien müsse 
gewährleistet sein, dass alle Schülerinnen und 
Schüler organisatorisch und finanziell Zugang 
dazu hätten – das forderte Ursula Walther vom 
Bundeselternrat. Die erforderliche Hard- oder 
Software sei aus öffentlichen Mitteln zu finan-
zieren. „Eine kostengünstige Lösung könnte es 
sein, entsprechende Lernmaterialen für Smart-
phones zu entwickeln“, so die Elternvertreterin. 
Wer die Kosten für die Hardware nicht tragen 
könne, müsse finanziell unterstützt werden. 
Alternativ gelte es, die Schulen im Bereich der 
IT so auszustatten, dass alle Schülerinnen und 
Schüler jederzeit Zugang zu den Materialien 
hätten.   Marie Schwinning

„Digitale Medien sind nicht  
mehr wegzudenken“
Experten unterstützen den Einsatz digitaler Lernmaterialien 
 
13. März 2013 - Die Landesregierung soll in den Schulen über Urheberrechte bei Nutzung, Er-
stellung und Austausch von Lernmaterialien informieren, für den Einsatz freier Lernmaterialien 
werben sowie die gezielte Suche danach ermöglichen: Das fordert jedenfalls die Piratenfraktion in 
einem entsprechenden Antrag (Drs. 16/1253). Über die Vor- und Nachteile des Einsatzes digitaler 
Lernmaterialien unter freien Lizenzen informierte sich der Ausschuss für Schule und Weiterbil-
dung (Vorsitz Wolfgang Große Brömer, SPD) in einer öffentlichen Anhörung von Fachleuten.
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Ausschüsse
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ben 8.000 neue Lehrer eingestellt und dennoch 
im Gesamtsaldo Landespersonal abgebaut. Die 
CDU-Fraktion hat für die Haushaltsberatungen 
2013 konkrete Vorschläge für Effizienzsteige-
rungen gemacht mit günstigeren Assistenzkräf-
ten in Schulsekretariaten und Polizeibehörden. 
Rot-Grün dagegen hat per Koalitionsvertrag 
festgelegt, dass sie staatliche Strukturen nicht 
verändern wollen. Sie nehmen das alles von Gott 
gegeben hin. Damit verwirken sie ihren Regie-
rungsanspruch, wenn sie nichts verändern oder 
verbessern wollen.
 
Die Frage nach einer Schuldenbremse in der 
Landesverfassung ist ein Dauerthema: Wie 
ernst meint es die rot-grüne Koalition?
In Interviews wird gesagt, dass man die Schul-
denbremse haben wolle. Aber wenn man Haus-
halte mit steigenden Ausgaben und Schulden 
vorlegt, kann ich den Weg nicht erkennen. Neu-
erdings beklagt ja jedes Regierungsmitglied in 
seinen Reden, dass Berlin an allem schuld sei 
und mehr Geld bereitstellen solle. Was ist eine 
Landesregierung noch wert, die nur noch auf 
den Bund schimpft? Sie bringt das Land und 
den gesamten Föderalismus in Misskredit. An-
dere Bundesländern nutzen ihren Gestaltungs-
spielraum.
 
Ist NRW womöglich als Bundesland nicht be-
herrschbar, weil das soziale und wirtschaftliche 
Gefälle zu groß ist?
Die unterschiedlichen Regionen mit ihren 
Stärken und Schwächen können das eigentlich 
gut ausgleichen. Wir haben positive Entwick-
lungen im westfälischen und rheinländischen 
Landesteil, aber auch im Ruhrgebiet, um den 
Strukturwandel in den Griff zu kriegen. Wir 
sind ein starkes Industrieland. Die Größe des 
Landes ist ein Vorteil, die Strukturprobleme 
anzugehen.
 
Also keine Vergeblichkeitsfalle, sondern Versa-
gen und Unvermögen?
In NRW werden 60 Prozent aller bundesweiten 
Kredite aufgenommen, obwohl wir nur 22 Pro-
zent der Bevölkerung sind. Wir haben rund 
50 Prozent aller kurzfristigen Kassenkredite 
der Kommunen in Deutschland. Wir haben ein 
Land, das die Verschuldung steigert, wir haben 
Kommunen, die die Verschuldung steigern, wäh-
rend anderswo schon konsolidiert wird. Sieben 
Bundesländer machen keine neuen Schulden 
mehr und die Kommunen haben bundesweit 
einen Überschuss von mehr als zwei Milliarden 
Euro zu verzeichnen. Das zeigt doch, dass es in 
NRW falsch läuft. Dieses Land muss strukturell 
erneuert werden. Frau Kraft verhält sich genau-
so abwartend wie Johannes Rau und traut sich 
nicht, strukturelle Veränderungen vorzunehmen. 

Sie sagt, sie wolle „kein Kind zurücklassen“. Aber 
sie packt den Kleinen einen wachsenden Schul-
denberg in den Tornister.
 
Wird es eine Schuldenbremse in der Landesver-
fassung geben?
Das hängt davon ab, wie sie formuliert ist. Eine 
Schuldenbremse, die nur dazu gemacht ist, mehr 
Spielräume für neue Schulden zu eröffnen, wer-
den wir niemals mittragen. Es muss eine Schul-
denbremse sein, die genauso hart formuliert ist 
wie auf Bundesebene.
 
Das Verfassungsgericht in Münster hat der 
rot-grünen Landesregierung zum dritten Mal 
einen Verstoß gegen Haushaltsrecht nachge-
wiesen. Wie vertrauenswürdig ist der Finanz-
minister?
Jetzt ist juristischer Fakt, dass die so genannte 
präventive Finanzpolitik von Ministerpräsiden-
tin Kraft endgültig gescheitert ist. Rot-Grün 
bricht jedes Jahr die Verfassung. Das hat nichts 
mehr mit Fahrlässigkeit, sondern schlichtweg 
mit Vorsatz zu tun. Frau Kraft und ihr Finanz-
minister offenbaren ein katastrophales Staats- 
und Rechtsverständnis: Sobald die Verfassung 
der rot-grünen Verschuldungsorgie im Weg 
steht, wird sie einfach beiseite gewischt. Das 
ist unverantwortlich und beschädigt die Kultur 
unseres Rechtsstaates. Sie verstößt auch gegen 
die Prinzipien der Nachhaltigkeit und der Ge-
rechtigkeit. Sie nimmt den kommenden Ge-
nerationen sämtliche Gestaltungs- und damit 
Zukunftschancen. Das ist schlichtweg unmora-
lisch. Kristian Frigelj

Im Interview: Karl-Josef Laumann (CDU)

www.landtagintern.de

Herr Laumann, haben Sie Schulden?
Ich habe in meinem Leben natürlich Schulden 
gemacht. Zum Beispiel als ich vor 26 Jahren ge-
baut habe. Aber die konnte ich gut überblicken, 
und natürlich gab es einen klaren Tilgungsplan. 
Wenn der Staat so finanziert wäre wie ich, hätte 
er keine Sorgen.
 
Sie gehörten 15 Jahre dem Bundestag an und 
sind seit 2005 Landtagsabgeordneter. In die-
ser Zeit hat sich die Verschuldung Nordrhein-
Westfalens von 50 Milliarden Euro auf über 
130 Milliarden Euro mehr als verdoppelt. Sind 
Politiker dieser Schuldenspirale ohnmächtig 
ausgeliefert?
Wir haben uns daran gewöhnt, dass die öf-
fentlichen Hände seit Jahrzehnten mehr Geld 
ausgeben, als sie einnehmen. Ich habe auch 
Haushalten zugestimmt, die mehr Ausgaben als 
Einnahmen vorsahen. Es gibt nur eine Ausnah-
me in vier Jahrzehnten, auf die ich stolz bin: das 
Jahr 2008. Damals hat es die schwarz-gelbe Lan-
desregierung geschafft, dass weniger ausgegeben 
als eingenommen wurde. Wir müssen die nächs-
ten Jahre nutzen und den Teufelskreis durchbre-
chen, um nach mehr als einer Generation des 
Schuldenmachens endlich zu ausgeglichenen 
Haushalten zu kommen.
 
Warum sind Ausgabensteigerungen zur Ge-
setzmäßigkeit geworden?
Das liegt auch dran, dass der Staat immer neue 
Aufgaben übernimmt. Die Schule verändert 
sich vom Halbtags- zum Ganztagssystem. Es ist 
sinnvoll ausgegebenes Geld. Da wird der Staat 
zu Recht stärker. Aber dann muss sich auf der 
anderen Seite strukturell etwas verändern. Wir 
haben in der schwarz-gelben Landesregierung 
umstrukturiert, Behörden aufgelöst. Wir ha-
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Termine

Geburtstage
20. März – 23. April 2013

 21.3. Dr. Bergmann, Günther J. (CDU) 48
 22.3. Schäfer, Ute (SPD) 59
 22.3. Gebhard, Heike (SPD) 59
 25.3. Jäger, Ralf (SPD) 52
 25.3. Witzel, Ralf (FDP) 41
 25.3. Kämmerling, Stefan (SPD) 37
 26.3. Dr. Wolf, Ingo (FDP) 58
 26.3. Schmalenbach, Kai (PIRATEN) 43
 27.3. Birkhahn, Astrid (CDU) 61
 30.3. Fasse, Marie-Luise (CDU) 65
 30.3. Bell, Dietmar (SPD) 52
 2.4. Duin, Garrelt ** (SPD) 45
 5.4. Busen, Karlheinz (FDP) 62
 6.4. Schmitz, Hendrik (CDU) 35
 11.4. Wirtz, Josef (CDU) 63
 11.4. Milz, Andrea (CDU) 50
 14.4.  Breuer, Reiner (SPD) 44
 15.4.  Spanier-Oppermann, Ina (SPD) 51
 19.4.  Steinmann, Lisa (SPD) 47
 19.4.  Rüße, Norwich (GRÜNE) 47
 20.4.  Hegemann, Lothar (CDU) 66
 20.4.  Dr. Dr. Sternberg, Thomas (CDU) 61
 21.4.  Geyer, Jens (SPD) 50
 23.4.  Düker, Monika (GRÜNE) 50
** Mitglied der Landesregierung ohne Landtagsmandat

Ehemalige Abgeordnete – besondere Geburtstage ab 70

 20.3. Wickel, Rudolf (FDP) 80 
 3.4. Dr. Riemer, Horst-Ludwig (FDP) 80 
 8.4. Kuhmichel, Manfred (CDU) 70 
 16.4. Heidtmann, Herbert (SPD) 85 
 19.4. Riebniger, Wilhelm (CDU) 70

Verstorben
 
 9.3. Karl Böse (SPD) MdL 1980 – 1995
 12.3. Bernd Feldhaus (SPD)  
  MdL 1975 – 1985, 1987 – 1990

Treffen & Termine
15.4. bis 6.5. Ausstellung „150 Jahre deutsche Sozi-
aldemokratie“
20.4. Nacht der Museen
22.4. Veranstaltung zum Girls’ Day
23.4. bis 31.5. Ausstellung „Transparenz im Landtag“
Anmeldung zu Ausstellungen: Tel. (0211) 884-
2129, veranstaltungen@landtag.nrw.de

Landtagsandacht
Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen bei 
Landtag und Landesregierung, Dr. Thomas We-
ckelmann, sowie der Leiter des Katholischen 
Büros, Prälat Martin Hülskamp, laden vor der 
Plenarsitzung ein: am 21. März 2013 um 9 Uhr 
zur Landtagsandacht im Raum der Stille (Bür-
gerhalle). Ab 8 Uhr gestalten die Arbeitsge-
meinschaft Evangelische Jugend in NRW und 
der Bund der Deutschen Katholischen Jugend 
im Restaurant des Landtags erstmals ein Früh-
stück mit Produkten aus fairem Handel.

Wie Perlen auf einer Schnur …
… reihen sich die Städte am Ufer von Vater Rhein. Seit Millionen von Jahren arbeitet dieser Fluss an den für ihn so 
charakteristischen Schlingen und mäandert durch Rheintal und Rheinauen. Aus der Vogelperspektive wird dies in natura 
ebenso wie in der Wandelhalle des Landtags besonders deutlich. Die Ausstellung „Dynamik und Wandel. Entwicklung der 
Städte am Rhein 1910 – 2010“ erzählt 100 Jahre Stadtentwicklung der Städte Bonn, Köln, Leverkusen, Düsseldorf, Neuss 
und Duisburg. Wie auch immer die Menschen in diesen Metropolen zueinander stehen mögen: Der Rhein als Transport-
weg, Naturerlebnis und Quelle für Mythen, Märchen und Geschichten wird sie immer verbinden.
 
Die Ausstellung kann noch bis zum 13.4.2013 im Landtag besucht werden.


